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Exemplarischer Studienverlaufsplan 
(graphische Darstellung) 

 

Studienverlaufsplan (Vollzeitstudium) 

Lfd. Nr. Modul  Titel ECTS 

1. SEMESTER 

Module 

1 bis 3 

55301 MMZ - Mastermodul Zivilrecht 10 

55302 MMÖ - Mastermodul Öffentliches Recht 10 

55303 MMS - Mastermodul Strafrecht 10 

2. SEMESTER* 

Modul 4 
55305* MM 4/1 – Mastermodul Rechtsgeschichte 10 

55306* MM 4/2 – Mastermodul Rechtsphilosophie und -theorie 10 

MW 5  Masterwahlmodul 10 

MW 6  Masterwahlmodul 10 

3. SEMESTER 

MW 7   Masterwahlmodul 10 

  Masterarbeit 20 

Summe 90 

* von den Modulen 55305 und 55306 muss eines gewählt werden 
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Modulbeschreibungen 

I. Pflichtmodule 
 

55301 Mastermodul Zivilrecht 

Kennnummer 

55301 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

1., 2. oder 3. 
Sem. 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 
Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Teil 1: Europäisches Privatrecht und Rechtspolitik 

Teil 2: Beteiligung Dritter an privatrechtlichen 

Rechtsbeziehungen 

Teil 3: Ausgewählte Probleme aus dem Familien- 

und Erbrecht 

Teil 4: Aktuelle Probleme aus dem Privatrecht 

Abschlussklausur 

Workload 

60 h 

60 h 

 

60 h 

90 h 

30 h 

Kreditpunkte 

2 

2 

 

2 

3 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Die Studierenden erhalten im ersten Teil dieses Kurses zunächst einen Einblick in das europäische 

Privatrecht. Dies zielt vor allem darauf, die Verbindungen zwischen dem europäischen und dem 

nationalen Zivilrecht zu verstehen. Sie lernen zu erkennen, wie das europäische Anliegen eines 

möglichst weitgehenden Verbraucherschutzes unser Zivilrecht bestimmt. 

Ziel des zweiten Teiles ist es, die rechtlichen Probleme zu verstehen, die die Beteiligung Dritter an 

privatrechtlichen Rechtsbeziehungen mit sich bringt, sowie methodisch fundierte Lösungsansätze 

dieser Probleme kennenzulernen. Es handelt sich um eine Querschnitt-Kurseinheit, weil Probleme 

der Beteiligung Dritter in allen möglichen denkbaren rechtlichen Konstellationen vorkommen kön-

nen und es daher um einen Problemkreis geht, ohne dessen Beherrschung das Zivilrecht letztlich 

nicht verstanden werden kann. 

Der dritte Teil soll den Studierenden die wesentlichen und in der wirtschaftsrechtlichen Praxis rele-

vanten Teile des Familien- und Erbrechts nahe bringen. Auch hier werden neben der Vermittlung 

theoretischen Wissens vor allem praktisch relevante Fragestellungen aus dem Gebiet des Familien- 

und Erbrechts anhand von Falllösungen erarbeitet, so dass die Studenten am Ende des Kurses in 

der Lage sind, Fälle aus diesem Bereich, insbesondere solchen, bei denen das Familien- und 

Erbrecht Berührungspunkte zum Schuldrecht und/oder zum Sachenrecht aufweist, selbständig 

zu lösen. 

Der vierte Teil soll den Studierenden im Sinne einer Praxisnähe aktuelle privatrechtliche Probleme 

aus den verschiedensten Bereichen nahebringen, die gerade Gegenstand höchstrichterlicher Recht-

sprechung waren. Ziel der Kurseinheit ist es, den Studierenden nahezubringen, wie man sich juris-

tisch vertieft und methodisch korrekt spezifischen Einzelproblemen nähert. Hierdurch soll das Prob-

lembewusstsein der Studenten geschärft und gleichzeitig ein Bewusstsein für aktuelle Rechtsent-

wicklungen geweckt werden. 

3 Inhalte 
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Der Kurs gliedert sich in vier Teile: Europäisches Privatrecht und Rechtspolitik, Beteiligung Dritter 

an privatrechtlichen Rechtsbeziehungen, Ausgewählte Probleme aus dem Familien- und Erbrecht 

sowie Aktuelle Probleme aus dem Privatrecht in Form eines Fallrepetitoriums. 

Teil 1 – Europäisches Privatrecht und Rechtspolitik 

▪ EU-Richtlinien: Umgang und Umsetzung 

▪ Verbraucherschutzrecht: Widerruf und Gewährleistung 

Das nationale Recht wird heute in nahezu allen Bereichen des Zivilrechts, im Arbeitsrecht ebenso 

wie im Wettbewerbs- und Kartellrecht, im Gesellschaftsrecht oder im Marken- und Urheberrecht 

durch die voranschreitende europäische Rechtsangleichung mitgeprägt. Insbesondere die EU-Ver-

braucherrechterichtlinie Nr. 2011/83/EU (VRRL), die 2014 in nationales Recht umgesetzt wurde, 

verdeutlicht den Einfluss des Gemeinschaftsrechts auf den Verbraucherschutz im BGB. Zentrale 

Neuerung ist ein europaweit einheitliches Widerrufsrecht mit einheitlichen Widerrufsregelungen 

und Fristen. Bis zu dieser Reform der Verbraucherrechte, musste bei der Ausübung des Widerrufs-

rechts noch auf die Vorschriften des Rücktritts nach §§ 346 ff. BGB zurückgegriffen werden, was 

regelmäßig Rechtsfragen aufwarf. Nun enthält das BGB eigene Vorschriften zur Rückabwicklung 

von Verbraucherverträgen infolge der Ausübung eines Widerrufsrechts. Der erste Teil des Moduls 

Zivilrecht steht daher unter der Überschrift „Europäisches Privatrecht und Rechtspolitik“. Dabei sol-

len in einem ersten Schritt die wichtigsten Richtlinien auf dem Gebiet des Verbraucherrechts sowie 

der grundsätzliche Umgang mit EU-Richtlinien erläutert werden. Die Probleme beim Zusammen-

wachsen des Privatrechts in Europa sollen anhand der gesetzgeberischen Entwicklung und der 

Rechtsprechung des EuGH verdeutlicht werden. Besonders prägnant lassen sich auf diesem Rechts-

gebiet auch die rechtspolitischen Hintergründe und die wirtschaftlichen Auswirkungen gesetzge-

berischen Handelns im Bereich des Zivilrechts aufzeigen, etwa anhand der Widerrufsrechte bei Au-

ßergeschäftsraumverträgen und im Fernabsatz. 

 

Teil 2 – Beteiligung Dritter an privatrechtlichen Beziehungen 

▪ rechtsgeschäftliche Probleme der modernen Arbeitsteilung in der Wirtschaft 

▪ gestörte Gesamtschuld, z. B. Kollision zwischen mehreren Sicherungsgebern 

▪ Drittschadensliquidation, Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte 

▪ Anweisungsfälle im Bereicherungsrecht 

Erfahrungsgemäß stellt die Beteiligung Dritter an privatrechtlichen Beziehungen für Jura-

Studierende (und selbst für erfahrene Praktikerinnen und Praktiker) die größte Herausforderung 

dar. Meist werden die Probleme selbst am Ende des Studiums weder verstanden noch vertieft 

studiert, obschon sie zu den beliebtesten Problemen der Abschlussprüfungen zählen und oft auch 

Gegenstand höchstrichterlicher Rechtsprechung sind. In Teil 2 soll daher die Herangehensweise an 

Probleme aus der Beteiligung Dritter geschildert werden. In den ersten drei Abschnitten werden 

die Probleme systematisch dahingehend unterteilt, ob der Dritte auf der Verpflichtungsebene (z. 

B. Vertrag zugunsten Dritter und mit Schutzwirkung für Dritte, Sachwalterhaftung), auf der 

Erfüllungsebene (Leistung auf fremde Schuld, Erfüllung durch Dritte) oder auf der Sekundärebene 

(z. B. gestörte Gesamtschuld, Weitergabe von Vertragsstrafen, Drittschadensliquidation) am 

Schuldverhältnis beteiligt ist. Sodann werden Probleme des Bereicherungsausgleichs in Mehrper-

sonenverhältnissen analysiert sowie die Rolle Dritter im Wettbewerb, insbesondere Aspekte des 

Kartellzivilrechts und des Vertragsbruchs, besprochen. 

 

Teil 3 – Ausgewählte Probleme aus dem Familien- und Erbrecht 
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▪ Zuwendungen bei Ehegatten und in nichtehelichen Lebensgemeinschaften 

▪ Vermögensnachfolge durch einen oder mehrere Erben 

▪ Pflichtteilsrecht 

Für das Verständnis des Privatrechts sind Grundkenntnisse auf dem Gebiet des Familien- und Erb- 

rechts unverzichtbar. Zu den wirtschaftlich relevanten Bereichen zählen im Familienrecht vor allem 

die Fragen, die sich bei der Verfügung von Ehegatten über ihr Vermögen ergeben, sowie die 

Schwierigkeiten bei Zuwendungen eines Ehegatten an den anderen oder Zuwendungen von Dritten 

und ihrer Rückabwicklung. Gleichgelagerte Fragestellungen ergeben sich bei der nichtehelichen 

Lebensgemeinschaft, die aber andere rechtliche Lösungen erfordern. Darüber hinaus haben auch 

neue Gesetze, wie das Lebenspartnerschaftsgesetz und das Gewaltschutzgesetz, im Familienrecht 

neue Akzente gesetzt. Im Erbrecht soll zunächst die Rechtsstellung des Erben und der Verhältnisse 

in der Erbengemeinschaft dargestellt werden. Danach sind vor allem gestalterische Möglichkeiten 

der Regelung der Vermögensnachfolge durch letztwillige Verfügung und Alternativen wie die 

Schenkung auf den Todesfall von Interesse. Schließlich sollen auch aktuelle Reformdiskussionen wie 

z. B. die Frage nach der Erhaltung des Pflichtteilsrechts in der jetzigen Form angesprochen werden. 

 

Teil 4 – Aktuelle Probleme aus dem Privatrecht 

Diese Kurseinheit ist ausschließlich online verfügbar. Vertiefend zur systematischen Darstellung in 

den Teilen 1 bis 3 werden die Studierenden in Teil 4 wöchent l i ch  mit aktuellen höchstrich-

terlichen Entscheidungen zu verschiedenen privatrechtlichen Problemen konfrontiert. Die ge-

nauen Inhalte hängen also davon ab, mit welchen Problemen sich die höchstrichterliche Recht-

sprechung in jüngster Vergangenheit konfrontiert sah. Die Entscheidungen werden vom Lehr-

stuhl per Video besprochen und eine Woche später im Wege einer Konferenz im Virtuellen Klas-

senzimmer unter möglichst aktiver Teilnahme der Studenten diskutiert. Es besteht für alle an den 

Livebesprechungen teilnehmenden Studenten die Möglichkeit, Fragen zu stellen und ihre eigene 

Meinung vorzutragen. Sowohl die Entscheidungsbesprechungen, als auch die  

Diskussionen, die im Anschluss bis zum Ende des Semesters als Videostream gespeichert werden, 

sind über Moodle unter https://moodle.fernuni-hagen.de abrufbar. Dort steht auch näheres zu 

den terminlichen und technischen Voraussetzungen. 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Zehntägige Kurz-Hausarbeit, in der ein juristischer Sachverhalt im Gutachtenstil zu lösen ist 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Bernhard Kreße, LL.M., Maître en droit 

https://moodle.fernuni-hagen.de/
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Prof. Dr. Andreas Bergmann 

11 Sonstige Informationen 

Das Modul kann als Wahlpflichtmodul im ersten Semester oder als Wahlmodul in den beiden fol-

genden Semestern belegt werden. 
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55302 Mastermodul Öffentliches Recht 

Kennnummer 

55302 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

1., 2. oder 3. 
Sem. 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Teil 1:  Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsver-

waltungsrecht 

Teil 2: Wirtschaftsgrundrechte und europäische 

Wirtschaftsfreiheiten 

Teil 3: Die öffentliche Hand als Unternehmer und 

Auftraggeber, wirtschaftsverfassungsrele-

vante Staatsprinzipien, wirtschaftsverfas-

sungsrechtliche Zuständigkeiten sowie Wirt-

schaftsverwaltungsgebiet und Außenwirt-

schaftsverwaltungsrecht 

Teil 4: Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsver-

waltungsaufgaben, Wirtschaftsverwaltungs-

organisation, Wirtschaftsverwaltungshan-

deln sowie Wirtschaftsverwaltungskontrolle 

Abschlussklausur 

Workload 

60 h 

 

60 h 

 

60 h 

 

 

 

 

90 h 

 

 

 

 

30 h 

Kreditpunkte 

2 

 

2 

 

2 

 

 

 

 

3 

 

 

 

 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen 

Im ersten Teil des Kurses wird den Studierenden die mit der Wirtschaftsverfassung zusammenhän-

gende Terminologie vermittelt, bevor sie in das Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwal-

tungsrecht als Rechtsgebiet zwischen Recht und Wirtschaft und als Bestandteil des Gesamtrechts-

systems sowie in das Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht im Spannungsver-

hältnis zwischen Wirtschaftssystemen und Wirtschaftsverwaltungswissenschaft eingeführt werden. 

Außerdem werden ihnen die Zusammenhänge zwischen dem deutschen, europäischen und inter-

nationalen Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht aufgezeigt. 

Im zweiten Teil lernen die Studierenden die einzelnen Wirtschaftsgrundrechte und die europäi-

schen Wirtschaftsfreiheiten in Grundzügen kennen. 

Der dritte Teil soll den Studierenden Kenntnisse über die öffentliche Hand als Unternehmer und 

Auftraggeber, die wirtschaftsverfassungsrelevanten Staats- und Rechtsprinzipien sowie die wirt-

schaftsverfassungsrechtlichen Zuständigkeiten vermitteln. Ferner lernen sie die Bedeutung des 

Wirtschaftsverwaltungsgebiets für den Geltungsbereich des Wirtschaftsverwaltungsrechts und das 

Außenwirtschaftsverwaltungsrecht kennen. 

Im vierten Teil werden den Studierenden Kenntnisse über die Wirtschaftsverfassungs- und Wirt-

schaftsverwaltungsaufgaben, die Wirtschaftsverwaltungsorganisation, das Wirtschaftsverwal-

tungshandeln sowie die Wirtschaftsverwaltungskontrolle vermittelt. 

Im Rahmen des Moduls Öffentliches Recht soll die Fähigkeit vermittelt werden, eigenständig und 

selbstverantwortlich Probleme mit den Mitteln des Rechts zu lösen. Durch die Querverweise inner-

halb der unterschiedlichen Rechtsgebiete des öffentlichen Rechts soll zudem das abstrakte und 

vernetzte Denken geschult werden. 
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3 Inhalte 

Der Kurs gliedert sich in vier Teile: 

- Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht  

- Wirtschaftsgrundrechte und europäische Wirtschaftsfreiheiten 

- Die öffentliche Hand als Unternehmer und Auftraggeber, wirtschaftsverfassungsrelevante 

Staatsprinzipien, wirtschaftsverfassungsrechtliche Zuständigkeiten sowie Wirtschaftsverwal-

tungsgebiet und Außenwirtschaftsverwaltungsrecht 

- Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsaufgaben, Wirtschaftsverwaltungsorgani-

sation, Wirtschaftsverwaltungshandeln sowie Wirtschaftsverwaltungskontrolle 

Die Wirtschaftsverwaltung ist Ausdruck der staatlichen Verantwortung für die Wirtschaft. Selbst 

der liberale Staat stellt rechtliche Rahmenbedingungen zur Verfügung, mit denen er wirtschaftli-

ches Gebaren ermöglicht und bewertet. 

Den Rechtsrahmen der Wirtschaftsordnung wird vom Wirtschaftsverfassungsrecht festgelegt. Das 

Wirtschaftsverwaltungsrecht ist sehr komplex und berücksichtigt normative und reale Wirtschafts-

vorgänge sowie Lebenssachverhalte und deren Wirkungen. In diesem Zusammenhang werden die 

Wirtschaftsverwaltungsorganisation, das Wirtschaftsverwaltungshandeln und die Wirtschaftskon-

trolle näher erläutert. Im Wirtschaftsverwaltungsrecht nehmen die Wirtschaftsgrundrechte und 

europäischen Wirtschaftsfreiheiten eine relevante Rolle ein. Außerdem wird auf die Rolle der öf-

fentlichen Hand als Unternehmer und Auftraggeber sowie auf die rechtlichen Grenzen dieser Art 

der wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen Hand eingegangen. Ferner werden die Rechts- 

quellen und Bindungswirkungen des zunehmend an Einfluss gewinnenden europäischen und in-

ternationalen Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrechts vorgestellt. 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeiten des Moduls, inkl. Einsendeaufgabe und Bestehen der Modulabschlussklausur 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws  

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Andrea Edenharter 

11 Sonstige Informationen 
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Das Modul kann entweder als Wahlpflichtmodul im ersten Semester oder als Wahlmodul in den 

beiden folgenden Semestern belegt werden. 
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55303 Mastermodul Strafrecht 

Kennnummer 

55303 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

1., 2. oder 3.  
Semester 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Teil 1: Strafrechtstheorie 

Teil 2: Strafrechtliche Irrtumslehre 

Teil 3: Grundlegende höchstrichterliche Entschei-

dungen (Materielles Strafrecht und Strafver-

fahrensrecht) 

Abschlussklausur 

Workload 

90 h 

90 h 

90 h 

 

30 h 

Kreditpunkte 

3 

3 

3 

 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Das Modul Strafrecht baut auf dem im Studiengang Bachelor of Laws oder einem anderen vorher-

gegangenen Studiengang erworbenen Wissen auf dem Gebiet des materiellen Strafrechts und des 

Strafverfahrensrechts auf. Insbesondere das methodische Wissen der Studierenden soll dabei im 

Hinblick auf den Masterabschluss erweitert werden. 

Der erste Teil des Moduls widmet sich den theoretischen Grundlagen des Strafrechts. Dabei wird 

die im Rahmen des Bachelor-Studiums gegebene Einführung in die Straftheorien vertieft und 

erweitert. Die Studierenden werden dazu befähigt, die theoretischen Zusammenhänge des Gefü-

ges von Straftat und Sanktionierung zu erkennen und zu bewerten. 

Der zweite Teil enthält eine umfassende Darstellung der strafrechtlichen Irrtumslehre. Hierdurch 

wird den Studierenden die Beherrschung eines zentralen strafrechtsdogmatischen Problemfeldes 

ermöglicht. Die Irrtumsproblematik hat für das gesamte Straftatsystem Bedeutung und lässt sich 

nicht einfach in den Bereich des Tatbestandes, der Rechtswidrigkeit oder der Schuld einordnen. 

Teile des Abschnitts über die Irrtumslehre sind dabei bewusst als Wiederholungsangebot für 

bereits erworbenes Wissen (etwa die Problematik des Tatumstandsirrtums) ausgestaltet. 

Im dritten Teil werden einige der sogenannten „leading cases“ der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung dokumentiert und kommentiert. Die Bedeutung dieser grundlegenden Entscheidungen liegt 

auf der Hand, da sie in der Praxis für viele untergeordnete Gerichte als wichtige Leitlinien Anwen-

dung finden. Daher ist die Fähigkeit zur Analyse der höchstrichterlichen Rechtsprechung für eine 

Tätigkeit in einem juristischen Beruf unabdingbar. 

3 Inhalte 

Teil 1:  Strafrechtstheorie 

• Begriff der Strafe 

• Begriff des Verbrechens 

• Strafzwecke 

• Begrenzung des Strafrechts 

• Kritik des aktuellen Strafrechts 

• Kriterien eines liberal-rechtsstaatlichen Strafrechts 
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Die Strafrechtstheorien bilden die essentielle Basis des materiellen und formellen Strafrechts. Den 

Studierenden werden die theoretischen Grundlagen vermittelt, auf denen das Strafrecht insgesamt 

beruht. Das bereits erworbene Wissen im Allgemeinen und Besonderen Teil des Strafrechts wird 

nunmehr im Nachhinein theoretisch fundiert. 

Zunächst werden die Begriffe „Strafe“ und „Verbrechen“ erörtert, die verschiedenen Theorien 

hierzu vermittelt. Im Rahmen des Teilbereichs „Strafzwecke“ werden die gängigen Straftheorien 

erläutert. Dabei geht es um die Frage, welche Zwecke Strafe erfüllen soll, ob und in welcher Form 

diese primär repressiv oder präventiv ausgerichtet sein sollte. Die Studierenden erwerben eine 

breite Kenntnis sowohl der absoluten und relativen Straftheorien wie auch der Vereinigungstheo-

rien. 

Im Folgenden wird diskutiert, für welche einzelnen Verhaltensweisen der Staat legitimiert ist, diese 

mit Strafe zu bedrohen. Welches Verhalten wird als bestrafungswürdig angesehen und woraus 

ergeben sich die in verschiedenen Gesellschaftsbereichen durchaus unterschiedlichen Sichtweisen? 

Darauf aufbauend zeigen die letzten beiden Abschnitte wesentliche Kritikpunkte an der gegen-

wärtigen strafrechtlichen Gesetzgebung und Rechtsanwendung auf. Insbesondere wird die seit 

einiger Zeit zu beobachtende Expansion des Strafrechts kritisch beurteilt. Ausgehend von dieser 

Kritik folgt im letzten Abschnitt eine Darstellung einer möglichen Gestaltung eines rechtsstaatlich 

liberalen Strafrechts. 

 

 

Teil 2:  Strafrechtliche Irrtumslehre 

• Grundlagen der strafrechtlichen Irrtumslehre 

• Irrtum über Tatumstände 

• Verbotsirrtum 

• Erlaubnistatbestandsirrtum 

• besondere Fallkonstellationen 

• Umkehrungen 

Im ersten Abschnitt werden zunächst einige grundlegende Fragestellungen geklärt. Dabei geht es 

vor allem um die subjektive Seite der Straftat als Ausgangspunkt der Irrtumslehre, die Darstellung 

der verschiedenen Schuldbegriffe sowie des Irrtumsbegriffs. 

Sodann werden die verschiedenen Irrtumskonstellationen eingehend erläutert. In diesem Zusam-

menhang werden vor allem die Abgrenzungsfragen betrachtet. 

Bei den „besonderen Fallkonstellationen“ geht es um Fragen der mittelbaren Täterschaft. Hier 

wird erörtert, wie sich ein Irrtum des mittelbaren Täters über das Vorliegen der Tatherrschaft sowie 

des Tatmittlers auswirkt. 

Zuletzt werden die „Umkehrungen“ behandelt. Dabei geht es vor allem um den untauglichen 

Versuch und das Wahndelikt sowie um weitere Konstellationen, in denen der Täter irrtümlich von 

einer Strafbarkeit des eigenen Verhaltens ausgeht. 

 

 

Teil 3:  Grundlegende höchstrichterliche Entscheidungen (Materielles Strafrecht und 

Strafverfahrensrecht) 

Im dritten Teil des Moduls werden einige bedeutende Entscheidungen der höchsten deutschen 

Gerichte erläutert. Dargestellt werden auch die Auswirkungen, welche die jeweiligen Entschei-

dungen für die Fortentwicklung des Rechts hatten. Thematisch wurde das Hauptaugenmerk dabei 

auf die Rechtsprechung zu Problemkreisen des Allgemeinen Teils gelegt, um bereits vorhandene 

Kenntnisse aufzufrischen und zu vertiefen. 

- Inzest-Urteil (BVerfGE 120, 224) 
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- Objektive Zurechnung (BGH, NStZ 2003, 537 und BGH, NStZ 2013, 238) 

- Hoferben-Fall (BGHSt 37, 214) 

- Vorsatzprobleme (BGHSt 57, 183; BGH, NStZ 2009, 210 und LG Berlin, JZ 2017, 1062) 

- Hypothetische Einwilligung (BGH, NStZ 2012, 205) 

- Notwehr-Folter (LG Frankfurt NJW 2005, 694) 

- Notstands-Tötung (BVerfGE 115, 118) 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur (Präsenz) 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Stephan Stübinger 

11 Sonstige Informationen 

Das Modul kann als Wahlpflichtmodul im ersten Semester oder als Wahlmodul in einem der folgen-

den Semester gewählt werden. 
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II. Pflichtmodul Rechtsgeschichte bzw. Rechtsphilosophie 
Eines der Module 55305 oder 55306 ist im zweiten Semester des Masterstudienganges zu belegen. 

55305 Mastermodul Rechtsgeschichte 

Kennnummer 

55305 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. Semester 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Teil 1: Neuzeitliche Verfassungsgeschichte 

Teil 2: Die Entwicklung des Privatrechts 

Teil 3: Einführung in die moderne Strafrechtsge-

schichte 

Abschlussklausur 

Workload 

90 h 

90 h 

90 h 

 

30 h 

Kreditpunkte 

3 

3 

3 

 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Dieses Modul beschäftigt sich mit der Entstehung, dem Wandel und dem Vergehen von Rechts-

formen und Rechtseinrichtungen, aber auch mit den Ursachen und Kräften, den Gedanken und 

Strömungen, welche die Entwicklung des Rechts beeinflusst haben und im Gegenwartsrecht fort-

wirken. Dabei soll ein Schwerpunkt auf der Juristischen Zeitgeschichte liegen. Die Studierenden 

sollen erkennen, dass wir inmitten einer Entwicklung stehen, die uns in weitere Veränderungen 

führen wird; sie sollen das historisch Entwickelte als wandelbar verstehen. Mit den so gewonnenen 

Erkenntnissen sollen die Studierenden dem heutigen System aufgeschlossen, aber auch kritisch 

gegenüberstehen. 

3 
Inhalte 

1. Teil: Neuzeitliche Verfassungsgeschichte 

Teil 1 des Moduls ist der neuzeitlichen Verfassungsgeschichte gewidmet. Hier wird der verfas-

sungsmäßige und gesellschaftliche Rahmen skizziert, in dem sich Privatrecht (Teil 2) und Strafrecht 

(Teil 3) entwickeln konnten. Begonnen wird mit der Verfassung des Heiligen Römischen Reiches 

Deutscher Nation, wie sie sich insbesondere im Zeitalter der Aufklärung mit ihren wesentlichen 

Veränderungen im Privat- und Strafrecht darstellte. 

Das Ende des Reiches, der Rheinbund und schließlich die Entstehung des Deutschen Bundes als 

verfassungsmäßiger Rahmen für die 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts werden besonders betont. Ein 

besonderes Kapitel ist den gesellschaftlichen Wandlungen am Beginn des 19. Jahrhunderts, insbe-

sondere den Reformbewegungen (Stein/Hardenberg), gewidmet. Ein Kapitel über die Entstehung 

von Verfassungen in Deutschland bis 1850 bildet einen weiteren Schwerpunkt. Dabei wird der 

Entwicklung von Grundrechten und einer Verfassungsgerichtsbarkeit besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt. 

Die Reichsgründung 1871, die Verfassung des Reiches und die Verwirklichung der Rechtseinheit in 

Deutschland werden dargestellt. Es folgen Kapitel über die Weimarer Republik und ihr frühes Ende 

durch die nationalsozialistische Machtergreifung, sowie über Totalität und Rechtsfeindlichkeit des 

Nationalsozialismus. Sodann werden der Wiederaufbau staatlicher Ordnungen nach 1945, die 

getrennten Wege, die in beiden Teilen Deutschlands beschritten wurden, und schließlich die Prob-

leme der Wiedervereinigung behandelt. 
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2. Teil: Die Entwicklung des Privatrechts 

Teil 2 beginnt mit der Rezeption des römischen und kanonischen Rechts und deren Folgewirkun-

gen, ohne die die Entwicklung des Privatrechts ohne Verständnis bleibt. Es werden sodann die 

wesentlichen Entwicklungslinien bis zur Gegenwart gezogen. Dabei wird dem Kodifikationsstreit 

und der Entstehung des BGB eine besondere Bedeutung zugemessen. Die Entstehung des BGB 

bildet einen weiteren Schwerpunkt. Die Anwendung des Privatrechts unter der Herrschaft des 

Nationalsozialismus und die auseinanderstrebenden Entwicklungen in den beiden Teilen Deutsch-

lands bilden das Schlusskapitel. 

 

3. Teil: Einführung in die moderne Strafrechtsgeschichte 

Teil 3 macht mit den neueren Methodenfragen der Juristischen Zeitgeschichte, insbesondere der 

Strafrechtsgeschichte, bekannt. Der darstellende Teil schildert die Entwicklung des modernen 

Strafrechts seit der Aufklärung in Gesetzgebung und Rechtstheorie. Besondere Aufmerksamkeit 

findet das Strafrecht des 20. Jahrhunderts einschließlich der Frage, ob die Zeit der nationalsozialisti-

schen Herrschaft einen Bruch oder nur eine Radikalisierung einer ohnehin längst angelegten 

Entwicklungslinie des Strafrechts bildet. 

 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur (Präsenz) 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussklausur 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Andrea Edenharter, Prof. Dr. Andreas Bergmann, Prof. Dr. Stephan Stübinger 

11 Sonstige Informationen 
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55306 Mastermodul Rechtsphilosophie und -theorie 

Kennnummer 

55306 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 
2. Sem. 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 
Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Rechtsphilosophische I: Klassiker der Rechtsphiloso-

phie 

Rechtsphilosophie II: Recht und Gerechtigkeit  

Modulabschlussprüfung 

Workload 

210 h 

 

60 h 

30 h 

Kreditpunkte 

6 

 

3 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen 

Die Rechtsphilosophie erörtert, welche Bedeutung das Recht für das menschliche Zusammenleben 

hat, wie es sich von anderen Norm- und Wertesystemen unterscheidet und wie es in seiner 

Grundanlage beschaffen sein müsste. An ausgewählten Philosophen und Philosophieschulen wer-

den Geschichte und Gegenwart dieses Denkens vermittelt. Es wird gezeigt, wie sich Recht zu Vor-

stellungen von Moral, Gerechtigkeit, Werten und Freiheit verhält. Zugleich werden die Besonder-

heiten des Rechts als Erkenntnisgegenstand dargestellt. Dies versetzt die Studierenden in die Lage 

konkrete juristische Alltagsfragen zu abstrahieren und somit die nötige Distanz zu den anstehen-

den Rechtsfragen aufzubauen. Damit erwerben die Studierenden eine für ihre juristische Berufs-

praxis wertvolle Qualifikation. In Zeiten der Regelungs- und Informationsüberflutung stellt die 

Rückbesinnung auf wiederkehrende Kernfragen eine Orientierungshilfe für die Gestaltung des 

gesellschaftlichen Lebens und die Lösung elementarer rechtlicher Probleme dar. 

Gleichzeitig führt die Beschäftigung mit Fragen der Rechtsphilosophie in die wissenschaftliche 

Arbeit ein und vermittelt den Studierenden eine Vorstellung von dem breiten Forschungsspektrum, 

das sich aus der Arbeit mit dem Recht ergibt. 

3 Inhalte 

Der Kurs gliedert sich in zwei Teile: Die „Klassiker der Rechtsphilosophie“ bilden den ersten Teil 

des Kurses, „Recht und Gerechtigkeit“ den zweiten Teil. 

 

Teil 1 – Klassiker der Rechtsphilosophie (von Platon bis Kant) 

 

Die Frage nach der Gerechtigkeit bewegt nicht erst den Menschen im 20. Jahrhundert, der sich 

konfrontiert sah mit zwei Weltkriegen, globalen Katastrophen und einer sich immer schneller 

wandelnden Lebenswelt, sondern sie zieht sich als Grundkonstante des menschlichen Seins auch 

durch die Rechtsphilosophie. Angefangen bei den Denkern der griechischen Antike verfolgt das 

Skript die Linie der Denker nach, welche für die rechtphilosophische Geschichte prägend waren. 

Einführend wird aufgezeigt, welchen Bezug die „großen Rechtsphilosophen“ zum Tageswerk und 

der Arbeitsweise des Juristen haben. Ausgehend von einer Beschreibung der historischen und 

biografischen Situation eines Denkers werden die Kursteilnehmer mit zentralen, rechtsphilosophi-

schen Motiven vertraut gemacht. Dass diese nicht für sich stehen, sondern geradezu zeitlos sind, 

wird an einer Auswahl von Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts exemplifiziert. Zwar 

sind die rechtsphilosophischen Ideen vor dem Hintergrund einer konkreten geschichtlichen Situa-

tion gedacht worden – die enthaltenen Argumente bieten aber auch heute noch Anknüpfungs-

punkte für die Auseinandersetzung mit einer höchst heterogenen Lebenswelt. 



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

19 

 

Teil 2 – Recht und Gerechtigkeit 

 

Anknüpfend an den ersten Teil des Kurses werden im zweiten Teil Aspekte der aktuellen rechts- 
philosophischen Debatte entwickelt. Die Kursteilnehmer werden mit der Fachterminologie der 
zeitgenössischen Rechtsphilosophie, der Anlage ihrer Theorien sowie den großen Fragen und 
Streitfeldern bekannt gemacht. Auch hier wird stets ein Bezug zu aktueller Rechtsprechung und 
zur Diskussion in der zeitgenössischen Jurisprudenz hergestellt. 
 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle und Zoom. 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Zehntägige Kurz-Hausarbeit 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Dr. Jens Fischer 

11 Sonstige Informationen 
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III. Wahlmodule der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 

 

55309 Rechtsvergleichung und Vertiefung Internationales Privat- und Zivilprozessrecht 

Kennnummer 

55309 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. oder 3. Se-
mester 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Rechtsvergleichung 

Vertiefung Internationales Privatrecht 

Vertiefung Internationales Zivilprozessrecht 

Abschlussklausur 

Workload 

90 h 

120 h 

60 h 

30 h 

Kreditpunkte 

3 

4 

2 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

 

Teil 1 des Moduls soll den Studentinnen und Studenten das Wesen, die Funktionen und Ziele 

sowie die Methode der Rechtsvergleichung vermitteln und Ihnen Grundgedanken der in Rechts-

kreisen zusammengefassten wesentlichen Rechtsordnungen näherbringen. Die Studentinnen und 

Studenten sollen aus dem Vergleich der verschiedenen Rechtsordnungen und Rechtskreise Ge-

meinsamkeiten und Unterschiede ermitteln und diese Fähigkeit anhand konkreter Beispiele umset-

zen können.  

 

Teil 2 des Moduls soll den Studentinnen und Studenten vertiefend die historischen und theoreti-

schen Grundlagen des IPR vermitteln, so dass sie die Verweisungstechnik des IPR mit seiner 

Verknüpfung aus allgemeinen und besonderen Lehren zur Lösung komplexer internationalprivat- 

rechtlicher Sachverhalte heranziehen können und wissen, auf welche Rechtsquellen des autono-

men deutschen, europäischen oder staatsvertraglichen Rechts sie dabei zurückgreifen müssen. 

Zudem sollen sie Verständnis für die in der Kurseinheit dargestellten Probleme des IPR entwickeln. 

 

Teil 3 des Moduls soll den Studentinnen und Studenten vertiefend die Regeln des Internationalen 

Zivilprozessrechts veranschaulichen, so dass sie wissen, auf welche Normen des autonomen 

deutschen, staatsvertraglichen oder europäischen Zivilprozessrechts sie zurückgreifen müssen, 

um besondere Probleme der internationalen Zuständigkeit und der internationalen Rechtshilfe 

lösen zu können. Darüber hinaus werden Strategien bei Verfahren mit Auslandsbezug vermittelt. 

 

Insgesamt sollen die Studentinnen und Studenten durch die Teile 2 und 3 des Moduls also 

dazu befähigt werden, schwierige Lebenssachverhalte mit Auslandsberührung im Hinblick auf die 

Fragen des anwendbaren Rechts, des international zuständigen Gerichts und des Verfahrens mit 

Auslandsbezug zu lösen bzw. geeignete Strategien für die Rechtsdurchsetzung oder die eigene 

Verteidigung zu entwickeln. Sie sollen somit die Fähigkeit erwerben, praxisrelevante Problemstel-

lungen in den aufgezeigten Gebieten zu lösen. 



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

21 

 

 

 

3 Inhalte 

Das Mastermodul richtet sich an Studentinnen und Studenten, welche bereits die Grundlagen 

des IPR und IZPR beherrschen. Die Teile 2 und 3 dienen der Vertiefung der Kenntnisse des IPR 

und IZPR und der Erörterung einiger über die Grundlagen hinausgehender Fragen. 

 

Der erste Teil (Rechtsvergleichung) befasst sich mit der Methodik der Rechtsvergleichung und 

stellt die wichtigsten ausländischen Privatrechtsordnungen vor. Für international tätige Wirt-

schaftsjuristen ist es wichtig, Grundkenntnisse der bedeutendsten ausländischen Rechtsordnungen 

zu erwerben. Daher werden in diesem Kurs der vom französischen Recht geprägte romanische 

Rechtskreis, der deutsche Rechtskreis, dem neben Deutschland Liechtenstein, Österreich und die 

Schweiz angehören, der angloamerikanische Rechtskreis sowie in einem Überblick weitere 

Rechtssysteme vorgestellt. Um nicht bei einer reinen Darstellung ausländischer Rechte stehen zu 

bleiben, finden sich bei der Darstellung der einzelnen Rechtsordnungen jeweils abschließend 

vergleichende Würdigungen und werden teils Fälle vergleichend nach verschiedenen Rechtsord-

nungen gelöst; zum Schluss erfolgt ein Vergleich der Regelung des Zustandekommens von Verträ-

gen im deutschen Recht mit den entsprechenden Rechtsinstituten der vorgestellten Rechtsord-

nungen (Institutionenvergleich) an Hand eines Beispielsfalles, der vergleichend gelöst wird.  

 

Im zweiten Teil (Vertiefung Internationales Privatrecht) des Moduls werden zunächst die 

geschichtliche Entwicklung des IPR und dessen dogmatische Grundlagen bis hin zu neuesten 

europarechtlichen Entwicklungen vertiefend dargestellt. In dem sich anschließenden Teil werden 

ausgewählte Probleme der allgemeinen Lehren des IPR behandelt. Dabei werden die Kollisi-

onsnorm und ihr Gegenstand vertiefend erörtert, insb. die Qualifikation, Anpassung und Substitu-

tion als wesentliche allgemeine Techniken zur Ermittlung des anwendbaren Rechts. Vertiefend wer-

den der Umfang der Verweisung mit den Möglichkeiten einer Rück- oder Weiterverweisung sowie 

die Konkretisierung der Verweisung auf Mehrrechtsstaaten wie die U.S.A. besprochen. Flankiert 

werden die Ausführungen zum AT durch rechtsvergleichende Hinweise zum ausländischen IPR. Bei 

den sich anschließenden besonderen Lehren des IPR werden die besonders praxisrelevanten und 

europarechtlich geprägten Probleme des internationalen Gesellschaftsrechts eingehend behandelt. 

Im Bereich des internationalen Schuldrechts werden die Rom-I-VO wie auch die Rom-II-VO erörtert. 

Dabei werden vertiefend die Sonderregeln für Verbraucher- und Arbeitsverträge (Rom-I-VO) wie 

auch die Regeln zur Produkthaftung (Rom-II-VO) erörtert. Außerdem wird das internationale 

Sachenrecht vertiefend dargestellt. 

 

Der dritte Teil (Vertiefung Internationales Zivilprozessrecht) behandelt besondere Probleme 

des Internationalen – insbesondere des Europäischen – Zivilprozessrechts. Einleitend werden Pro-

zessstrategien in Verfahren mit Auslandsbezug erörtert, welche bei der Durchsetzung oder Ab-

wehr von Ansprüchen eine effiziente Wahrnehmung der eigenen Position ermöglichen sollen, so 

die aus dem angloamerikanischen Rechtsraum rührenden Figuren des forum shopping und des 

forum non conveniens. Aus der europäischen Zuständigkeitsordnung werden die besonderen 

Gerichtsstände des Sachzusammenhangs, für Versicherungs-, Verbraucher-, und Arbeitnehmersa-

chen sowie der einstweilige Rechtsschutz besprochen. Es schließt sich ein Blick auf die Besonder-
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heiten bei Durchführung eines Verfahrens mit Auslandsbezug an, in dessen Mittelpunkt die inter-

nationalen und europäischen Instrumente der internationalen Rechtshilfe (Zustellung und Beweis-

aufnahme im Ausland) stehen. 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien 

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitale Studien-

briefe, Lernplattform Moodle (inkl. Lehrbuch-Kapitel) 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Vierstündige Abschlussklausur 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussklausur 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studiengangs Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Prinz von Sachsen Gessaphe 

11 Sonstige Informationen 
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55311 Einführung in das Japanische Recht 

Kennnummer 

55311 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. o. 3. Se-
mester 

Häufigkeit des 
Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Grundlagen des Japanischen Rechts 

Japanisches Öffentliches Recht 

Japanisches Privatrecht 

Abschlussseminar (Seminararbeit und -vortrag) 

Workload 

60 h 

60 h 

60 h 

120 h 

Kreditpunkte 

2 

2 

2 

4 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Das Modul 55311 bietet thematische Abwechslung und die Möglichkeit, mit einem frei wählba-

ren Seminararbeitsthema wissenschaftliches Arbeiten zu üben. 

Übergeordnete Ziele des Wahlmoduls sind 1.) die Anfertigung einer häuslichen Themenarbeit vor 

der Masterarbeit zu üben, 2.) eine Horizonterweiterung durch das vergleichende Kennenlernen 

einer gänzlich neuen Rechtsordnung und 3.) ein Verständnis davon zu entwickeln, wie Recht und 

Gesellschaft sich gegenseitig beeinflussen.  

Im Kurs Grundlagen (s.u. I.) und Japanisches Öffentliches Recht (s.u. II.) werden die Studie-

renden in das Staats-, Politik- und Wirtschaftswesen Japans eingeführt. Im Vordergrund steht 

zunächst die Landeskunde, an welche die historische Entwicklung des Rechtssystems in Japan 

anschließt, ausgehend von der Japanischen Verfassung. Im Kurs Japanisches Privatecht (s.u. III.) 

werden die Studierenden unter Beachtung der historischen Entwicklung in das Japanische 

Zivilrecht eingeführt. Die anschließenden Schwerpunkte bilden der Allgemeine Teil, das Ver-

tragsrecht und das Sachenrecht. Aktuelle Videovorträge, Podcasts und Betreuungsstunden er-

gänzen die Studienbriefe. 

Erforderliche Gesetzestexte sind eingearbeitet; weitere Informationen und Hinweise können die 

Studierenden u.a. der Internetseite der Abteilung für Ostasiatisches Recht entnehmen. Die Kurse 

beinhalten zahlreiche Fälle aus der Rechtsprechung und Materialsammlungen, die eine Bear-

beitung der Materie erleichtern. Der Inhalt ist rechtsvergleichend gestaltet, um das Verständnis 

zu erleichtern. Kenntnisse der Japanischen Sprache sind selbstredend nicht notwendig. 

3 Inhalte 

Zum Jahr 2024 wurde das Studium inhaltlich voll aktualisiert, multimedial und interaktiv ergänzt 

sowie didaktisch modernisiert, u.a. mit Podcasts, Videos, Quizzen und Live-Veranstaltungen, on-

line wie in Person. 

Zudem konnten wir durch hohe Evaluations-Rücklaufquoten von bis zu 83% eine stetige Ver-
besserung der Organisation des Moduls gewährleisten: Bei kontinuierlicher Weiterentwicklung 
über drei Semester (WS 2023/24 bis WS 2024/25) hinweg waren zuletzt volle 100% der Absol-
venten "sehr zufrieden" mit dem Lehrpersonal; mit dem Modul insgesamt waren 66% "sehr 
zufrieden" und 33% "eher zufrieden". Diese Evaluationsergebnisse ermöglichen einen studien-
freundlichen Ablauf und unterstreichen das ungebrochene Interesse am japanischen Recht. 

 

https://www.fernuni-hagen.de/ostasienrecht/master-wahlmodul.shtml
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I. Grundlagen des Japanischen Rechts 

Die Grundlagen des japanischen Rechtssystems beschäftigen sich zunächst mit den "Histori-

schen Hintergründen der japanischen Privat- und Verfassungsrechtsordnung" und gehen neben 

einem Überblick über die allgemeine historische Entwicklung der japanischen Gesellschaft seit 

der Shogunatszeit auf wesentliche Punkte der Entwicklung der japanischen Verfassung seit der 

Meiji-Zeit, die Begegnung der japanischen Kultur mit dem westlichen Recht und dem Rezepti-

onsprozess, sowie die Entwicklung der japanischen Zivilrechtswissenschaft in diesem Rahmen 

ein. Im Teil "Historische Hintergründe der Privat- und Verfassungsrechtsordnung“ wird die Be-

deutung der Familie als Grundlage der Gesellschaft vor 1945 im Vergleich zum deutschen Ver-

ständnis und die Auswirkungen dieser Vorstellung auf die ursprüngliche Fassung des japanischen 

BGB beschrieben. 

 

II. Japanisches Öffentliches Recht 

Im Teil Japanisches Öffentliches Recht werden die wichtigsten Grundstrukturen der geltenden 

japanischen Verfassung erläutert und anhand wichtiger Rechtsprechung aktuelle Probleme des 

japanischen Verfassungsrechts rechtsvergleichend erläutert. Zudem wird das japanische Strafrecht 

beleuchtet. 

III. Japanisches Privatrecht 

Der Block Japanisches Privatrecht besteht aus mehreren Einheiten, die sich systematisch und 

rechtsvergleichend mit Theorie und Rechtsprechung aus den Bereichen des Allgemeinen Teils, 

des Allgemeinen und Besonderen Vertragsrechts und des Sachenrechts beschäftigen. 

IV. Abschlussseminar 

Von den Studierenden ist eine Seminararbeit (max. 20 Seiten zzgl. Verzeichnisse und Anhänge) 

aus den vorgeschlagenen Themengebieten oder selbstgewählt nach eigenen Interessen zu einer 

anderen Rechtsfrage mit Japanbezug anzufertigen und im Rahmen eines Seminarvortrages den 

Lehrenden und anderen Seminarteilnehmern vorzustellen. Auch wenn der Schwerpunkt der Ar-

beit bzw. des selbstgewählten Themas auf jüngsten Entwicklungen liegen sollte, wird nicht er-

wartet, dass eigenständig japanischsprachige Quellen recherchiert werden. Der Termin wird in 

der Gruppe abgestimmt, möglichst mit ausreichend Abstand zu den Klausuren angesetzt und 

hybrid abgehalten, sodass eine Teilnahme von zu Hause aus genauso möglich ist wie vor Ort, 

voraussichtlich im Regionalzentrum Leipzig. Die Bearbeitungszeit beträgt 4 Wochen. 

Für eine erfolgreiche Abfassung der Seminarabschlussarbeit wird dringend empfohlen, frühzeitig 

an einem der angebotenen Termine zur Veranstaltung "Lern- und Arbeitstechniken: Erstellen 

schriftlicher Arbeiten" teilzunehmen.  

V. Teilnahmeberechtigung zur Studienreise nach Japan 

Seit die Reisebeschränkungen nach Japan entfallen sind, bieten wir, wie vor der Pandemie bereits 

mehrfach durchgeführt, wieder rechtswissenschaftliche Studienreisen nach Japan an. Im März 

2024 begleitete Jun.-Prof. Dr. Julius Weitzdörfer dazu als Pilotreise eine studentische Exkursion 

zum Thema "Recht und Gesellschaft Japans". Auf mehr als einem Dutzend Stationen in ganz 

Japan werden dabei u.a. das Parlament, Gerichte, die Polizei, mehrere Universitäten und Japans 

größte Haftanstalt besucht. Hierzu wurde im Juni 2024 eine Fakultätspartnerschaft mit der 

Dōshisha Law School Kyōto abgeschlossen. Durch die Partnerschaft sowie die auf der Pilotreise 

hergestellten Kontakte zu den Justizinstitutionen soll 2026 erstmals wieder eine Studienreise 

nach Japan angeboten werden. Absolventen dieses Wahlmoduls sind grundsätzlich daran teil-

nahmeberechtigt. Falls die Nachfrage die Zahl der Plätze überschreitet, entscheidet die Abteilung. 

https://www.fernuni-hagen.de/studium/regionalzentren/veranstaltungen/studien-begleitend.shtml
https://www.fernuni-hagen.de/studium/regionalzentren/veranstaltungen/studien-begleitend.shtml
https://www.fernuni-hagen.de/rechtsbeziehungen/abteilungen/japanrecht/studienreise-japan-maerz-2024.shtml
https://www.fernuni-hagen.de/rechtsbeziehungen/abteilungen/japanrecht/studienreise-japan-maerz-2024.shtml
https://www.fernuni-hagen.de/rechtsbeziehungen/abteilungen/japanrecht/partnerschaft-doshisha-law-school.shtml
https://www.fernuni-hagen.de/rechtsbeziehungen/abteilungen/japanrecht/partnerschaft-doshisha-law-school.shtml
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Aufgrund des Vorrangs von Doktoranden und Weiterbildungsstudierenden des Studiengangs 

„Grundlagen des Japanischen Rechts“ besteht nur eine begrenzte Zahl von Plätzen für LL.M.-

Studierende. Nähere Informationen werden gegen Ende jedes Semester bekanntgegeben. 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Das Modul schließt mit einer Seminararbeit ab. Voraussetzung für die Anmeldung zum Seminar 

ist die erfolgreiche Bearbeitung fünf kurzer Moodle-Tests (multiple choice). 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls incl. fünf kurzer Moodle-Tests, Bestehen der Seminararbeit, aktive Teil-

nahme am Abschlussseminar 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws  

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Jun.-Prof. Dr. Julius Weitzdörfer 

11 Sonstige Informationen 

Zu den Terminen innerhalb des Semesters siehe die Studien- und Prüfungsinformationen Nr. 1 

und 2. Im Laufe des Moduls werden die Studierenden darüber informiert (s.o.). 

  



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

27 

55312 Recht der Geschlechtergleichstellung und Genderkompetenz 

Kennnummer 

55312 

Workload 

300 Stunden 

Credits 

10 CP 

Studiensemester 
2. oder 3. Semester 

Häufigkeit  
des Angebots 
Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Grundlagen des Rechts der Geschlechtergleichstellung 

Gleichstellung im Erwerbsleben 

Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt 

Gleichstellung im Familienleben  

Abschlusshausarbeit  

Workload 

90 h 

60 h 

60 h 

60 h 

30 h  

Kreditpunkte 

3 

2 

2 

2 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen 

 

Nach erfolgreichem Abschluss des Moduls sind die Studierenden in der Lage,  

• interdisziplinäres Wissen (sozial-, kultur- und naturwissenschaftlich) zum Geschlechter- 
verhältnis kritisch zu erfassen und in rechtlichen Kontexten zu verarbeiten,  

• wesentliche Rechtsmaterien zur Geschlechtergleichstellung zu erkennen und einschlägige 
Rechtsnormen aus verschiedenen Rechtsgebieten zu vernetzen,  

• Entwicklungen der Gesetzgebung und Rechtsprechung zur Geschlechtergleichstellung  
nachzuvollziehen und zu prognostizieren, 

• Defizite der Gesetzgebung und Rechtsprechung im Hinblick auf das verfassungsrechtliche 
Gebot der Geschlechtergerechtigkeit zu identifizieren und Alternativen zu entwickeln,  

• rechtspolitische Forderungen zur Geschlechtergleichstellung zu bewerten und insbesondere 
deren Folgen für tatsächliche Geschlechterverhältnisse abzuschätzen, 

• sich mit Geschlechterrollenstereotypen in Rechtspraxis, Rechtswissenschaft und Rechtspolitik 
konstruktiv auseinanderzusetzen, 

• Genderkompetenz in die eigene juristische Tätigkeit einzubringen.  
 

3 Inhalte:  

Das Masterwahlmodul Recht der Geschlechtergleichstellung und Genderkompetenz vermittelt 

grundlegende Kenntnisse zu Geschlecht als fundamentaler sozialer Ordnungskategorie, anhand  

derer Arbeit, Ressourcen und Anerkennung verteilt werden. Auf der Basis historischer Entwick- 

lungen, theoretischer Konzepte und sozialwissenschaftlicher Daten werden wesentliche Rechtsma-

terien zur Geschlechtergleichstellung und ihre Zusammenhänge erläutert. Die tatsächlichen, konzep-

tionellen und rechtlichen Fragen werden anhand von drei wesentlichen Feldern exemplarisch erläu-

tert: Arbeitsleben, Gewaltschutz und Familienleben. Das Modul vermittelt dabei auch Genderkom-

petenz, welche in Unternehmen, Institutionen und öffentlichen Einrichtungen zunehmend Bedeu-

tung erlangt. 

Teil 1: Grundlagen des Rechts der Geschlechtergleichstellung  

• Geschlecht: biologische, kultur- und sozialwissenschaftliche Erkenntnisse 

• Geschichte der Frauenbewegungen in Deutschland  

• Exkurs: Entwicklung der Frauenrechte und Frauen im Recht 

• Gleichheit, Differenz, Dekonstruktion – feministische Theorien im Überblick 

• Die Konzeptionen des Rechts: Gleichstellung, Gleichberechtigung, Antidiskriminierung 

• Strategien: Genderkompetenz, Genderforschung, Gender Mainstreaming 
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Die Kurseinheit beginnt mit aktuellen Wissensständen zur Frage, was Geschlecht eigentlich ist. 

Darauf geben unterschiedliche Fachgebiete sehr unterschiedliche Antworten, mit denen sich Ju-

rist*innen auseinandersetzen müssen, wenn gelingendes Gleichstellungsrecht ihr Ziel ist. Die Ge-

schichte der Frauenbewegungen und der Frauenrechte soll einen Überblick über 150 Jahre Themen 

und Strategien rechtlicher Gleichstellung geben, wobei besonderes Augenmerk auf strukturelle 

Vergleichbarkeit einerseits und die Geschichte der Juristinnen andererseits gelegt wird. Ferner wird 

ein Überblick über feministische Theorien und Konzeptionen gegeben, dessen Erkenntnisse sich 

auch in der Darstellung von Gleichstellungs- bzw. Antidiskriminierungsrecht spiegeln. Der verfas-

sungsrechtliche Gleichheitssatz, die europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien und das Allge-

meine Gleichbehandlungsgesetz greifen unterschiedliche Problemfelder und Konzeptionen auf, die 

in feministischen Politiken über teils lange Zeiträume diskutiert und praktiziert wurden. Das Modul 

schließt mit einer Darstellung außerrechtlicher, aber vom Recht beeinflusster Strategien, mit be-

sonderer Augenmerk auf Gender Mainstreaming und Diversity Management.  

 

Teil 2: Gleichstellung im Erwerbsleben 

• Arbeit und Geschlecht 

• Erwerbsarbeit, Hausarbeit und Sorgearbeit (Care) 

• Führung und Geschlecht 

• Diskriminierungsschutz im Erwerbsleben 

• Lohnungleichheit 

• Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 

• Gleichstellung im öffentlichen Dienst 

• Maßnahmen zum Abbau von Diskriminierung im Erwerbsleben 

Die zweite Kurseinheit befasst sich mit Gleichstellung im Erwerbsleben als einem zentralen Feld der 

Geschlechtergleichstellung. Dabei geht es zunächst um die Frage, was eigentlich unter „Arbeit“ zu 

verstehen ist – nur bezahlte Erwerbsarbeit oder auch unbezahlte Haus- und Sorgearbeit? Arbeit, 

Führung und Geschlecht werden in einem nächsten Schritt zueinander in Beziehung gesetzt und 

Geschlechtereffekte im Erwerbsleben behandelt: Geschlechterdifferenzierungen im Bereich Füh-

rung, Lohndiskriminierung sowie sexuelle Belästigung im Arbeitskontext. Erörtert wird daneben 

Recht gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz, wie das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), 

das Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) und positive Maßnahmen zum Abbau von Diskriminie-

rung im Erwerbsleben.  

 

Teil 3: Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt  

• Gewalt im Geschlechterverhältnis: Daten, Beispiele, Bedeutung  

• Recht gegen geschlechtsspezifische Gewalt  

• Unterstützung, Beratung, Zuflucht und gesellschaftlicher Wandel  

Im Mittelpunkt der dritten Kurseinheit steht der Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt als 

Voraussetzung für gesellschaftliche und politische Teilhabe sowie die Wahrnehmung von Grund- 

und Menschenrechten. Zunächst werden aus der sozialwissenschaftlichen Forschung Daten und 

Fakten zu geschlechtsspezifischer Gewalt dargestellt, umstrittene Befunde erörtert und die Bedeu-

tung von Gewalt für die geschlechtsspezifische Sozialisation und die Aufrechterhaltung geschlecht-

licher Hierarchien in der Gesellschaft herausgearbeitet. Anschließend wird die historische Entwick-

lung von Recht gegen geschlechtsspezifische Gewalt dargestellt und es werden aktuelle Regelungs-

modelle anhand von Recht gegen häusliche und sexualisierte Gewalt erläutert. Als Ausblick wird 

auf die Istanbul-Konvention eingegangen, die vielfältige Regelungen zur Prävention, Verhütung, 

Verfolgung und Entschädigung geschlechtsspezifischer Gewalt enthält. Dazu gehören auch staat-

liche finanzierte Unterstützungs- und Beratungssysteme, die derzeit in Deutschland nur einge-

schränkt zur Verfügung stehen. Die Kurseinheit schließt mit Überlegungen zur Möglichkeit einer 
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gewaltfreien Gesellschaft.  

 

Teil 4: Gleichstellung im Familienleben   

• Familie als Keimzelle des Staates   

• Einige Daten und Fakten zu Familiengründung und Lebensformen in Deutschland 

• Familiengründung durch Reproduktionsmedizin 

• Reproduktive Gesundheit und reproduktive Autonomie 

• Plurale Familienformen und das geltende Familienrecht 

• Wandel der Lebens- und Familienformen  

Die vierte Kurseinheit befasst sich mit der Gleichstellung im Familienleben und knüpft damit zunächst 

an einen Slogan der Frauenbewegungen an, wonach das Private politisch ist. Tatsächlich sind Famili-

enpolitiken wieder eine wesentliche Materie in gesellschaftlichen und rechtlichen Auseinanderset-

zungen sowie Parteiprogrammen. Die Kurseinheit beginnt mit einer Bestandsaufnahme zu Familien-

leitbildern, tatsächlichen Familienformen, Herausforderungen durch medizinischen Fortschritt und 

Debatten um demographische Prognosen und bevölkerungspolitische Antworten. Erörtert werden 

ferner die rechtlichen Rahmenbedingungen der Familienplanung und Familiengründung in Deutsch-

land, die Herausforderungen durch Ausweichen in andere Rechtsordnungen und der entsprechende 

Regelungsbedarf. Die Pluralisierung von Familienformen hat bereits zu tiefgreifenden Änderungen im 

Familienrecht geführt, doch werden weitere Reformen und teils auch neuartige Modelle wie Wahl-

verwandtschaften rechtspolitisch nicht nur in Deutschland diskutiert. Die Kurseinheit gibt einen Über-

blick über geltendes Recht, Regelungslücken und Reformvorschläge.  

4 Lehrformen: 

Das Fernstudium wird unterstützt durch das Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle. 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 

Zehntägige Kurz-Hausarbeit, in der ein juristischer Sachverhalt im Gutachtenstil zu lösen ist 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten: 

Bearbeiten des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls: 

Studiengang Master of Laws 

  



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

30 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studiengangs Master of Laws. 

10 Modulbeauftragte und hauptamtlich Lehrende: 

Dr. Anja Böning 

11 Sonstige Informationen: 

- 
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55313 Öffentliches Umweltrecht und Einzelfragen des Biodiversitätsrechts 

Kennnummer 

55313 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. o. 3. Se-
mester 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Allgemeines Öffentliches Umweltrecht 

2. Besonderes Öffentliches Umweltrecht I 

3. Besonderes öffentliches Umweltrecht II 

4. Einzelfragen des Biodiversitätsrechts 

Workload 

 

Kreditpunkte 

 

2 Lernergebnisse / Learning outcomes 

Mit dem Modul 55313 „Öffentliches Umweltrecht und Einzelfragen des Biodiversitätsrechts“ erlan-

gen die Studierenden Kenntnisse über eine besonders dynamische Materie des öffentlichen Rechts, 

die wie kaum ein anderes Rechtsgebiet europarechtlichen, aber auch völkerrechtlichen Einflüssen 

ausgesetzt ist. 

 

Im Kurs 1 eignen sich die Studierenden zunächst Wissen über das allgemeine öffentliche Umweltrecht 

an. Hierzu zählen insbesondere die verfassungs- und unionsrechtlichen Bezüge des Umweltrechts, die 

Bedeutung von inter- und supranationalem Umweltrecht, Prinzipien des Umweltrechts, einzelne Pla-

nungsinstrumente, ordnungsrechtliche Instrumente sowie Instrumente der indirekten Verhaltenssteu-

erung. Sie lernen sodann die besonders praxisrelevanten unternehmensinternen Instrumente des 

öffentlichen Umweltrechts kennen, die angesichts der Politik der Deregulierung immer wichtiger 

werden. Sie erfahren zudem, welche praktische Bedeutung Betriebsbeauftragte, Organisationspflich-

ten und vor allem das Öko-Audit haben. Sie lernen auch die umweltrechtlichen Besonderheiten des 

Rechtsschutzes gegenüber den allgemeinen Rechtschutzregeln kennen. Schließlich machen sie sich 

mit der Umweltverträglichkeitsprüfung und dem Umweltmanagement vertraut. 

 

Der zweite und dritte Kurs vermitteln den Studierenden Kenntnisse im besonderen Umweltrecht 

(Immissionsschutzrecht, Klimaschutzrecht, Kreislaufwirtschafts- und Abfallrecht, Strahlenschutz-

recht, Gefahrstoffrecht, Wasserrecht, Bodenschutzrecht sowie Naturschutzrecht). Mit Blick auf das Im-

missionsschutzrecht erlernen sie hier wichtige Grundbegriffe und erhalten einen Überblick über das 

BImSchG, seine Verordnungen und Verwaltungsvorschriften sowie das europäische Regelwerk. 

Schließlich erarbeiten sie in diesem Rahmen das immissionsschutzrechtliche Instrumentarium, dem 

Bürger und Unternehmen unterfallen. Im Wasserrecht, das in das Trinkwasserschutzrecht und das 

Gewässerschutzrecht untergliedert ist, erarbeiten die Studierenden das umfangreiche planungs-

rechtliche Instrumentarium des Gewässerschutzrechtes sowie die wichtigsten Zulassungstatbestände, 

die den praktischen Schwerpunkt des Wasserrechts bilden. Im Rahmen des Kapitels über das 

Bodenschutzrecht lernen sie vor allem die Möglichkeiten der Bodenschutzpläne und die ordnungs-

rechtlichen Instrumente kennen. Im Naturschutzrecht erlangen die Studierenden Kenntnisse über ein 

ausgeprägtes und ausdifferenziertes Planungsinstrumentarium, das besonders auf kommunaler und 

regionaler Ebene von Bedeutung ist. Von zentraler Wichtigkeit ist hier die Eingriffsregelung, die in 

zahlreichen fachrechtlichen Zulassungsverfahren mit Raumbedeutung eine Rolle spielt. Im Kreislauf-

wirtschafts- und Abfallrecht erarbeiten sich die Studierenden vor allem die Grundbegriffe – insbeson-

dere den zentralen Begriff des Abfalls –, lernen die Pflichten der Erzeuger und Besitzer von Abfällen, 

die Produktverantwortung sowie die Bestimmungen hinsichtlich Abfallwirtschaftsplanung und Ab-

fallbeseitigungsanlagen kennen. Die Grundlagen des Strahlenschutzrechts erlernen sie insbesondere 
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anhand der vielfältigen präventiven und repressiven Überwachungsinstrumente. Mit den Ausführun-

gen über das Gefahrstoffrecht erwerben sie Grundkenntnisse des Chemikalienrechts, indem sie das 

Handlungsinstrumentarium des Chemikaliengesetzes, das durch die REACH-Verordnung der EU er-

gänzt wird, kennenlernen. Dies betrifft insbesondere die Herstellung, das Inverkehrbringen und die 

Verwendung chemischer Stoffe. 

 

Der vierte Kurs widmet sich Einzelfragen des Biodiversitätsrechts als Querschnittsmaterie, die das 

Naturschutzrecht, aber auch etwa das Pflanzenschutz- und Forstrecht, das Jagd- oder Fischereirecht 

oder das Gewässerrecht betrifft. Zunächst wird das Schutzgut der Biodiversität vorgestellt und es 

wird ein Überblick über die Regelungssystematik des Artenschutzrechts auf Ebene des Völkerrechts, 

des Europarechts sowie des Bundes- und Landesrechts gegeben. Anschließend erarbeiten sich die 

Studierenden schwerpunktmäßig die Regelung des speziellen Problems der invasiven gebietsfremden 

Arten. Die maßgeblichen Instrumentarien finden sich auf allen Rechtsebenen und in nahezu allen 

Bereichen des Umweltrechts. Zentrale Bedeutung erlangen Art. 8 h) der Biodiversitätskonvention sowie 

§ 40 Bundesnaturschutzgesetz. 

Am Ende des Moduls sind die Studierenden befähigt, die fachspezifische Materie des Öffentlichen 

Umweltrechts im Rahmen von Fallbearbeitungen selbständig und sachgerecht anzuwenden und ein-

zelne Fragestellungen des Biodiversitätsrechts zu bearbeiten. 

 

3 Inhalte 

Das Modul beschäftigt sich mit dem 

• allgemeinen öffentlichen Umweltrecht, 

• besonderen öffentlichen Umweltrecht sowie dem 

• europäischen Umweltrecht 

• Einzelfragen des Biodiversitätsrechts auf allen Rechtsebenen. 

 

Das Modul gliedert sich in vier Kurse: 

 

Kurs 1: Allgemeines öffentliches Umweltrecht 

Kurs 2: Besonderes öffentliches Umweltrecht I 

Kurs 3: Besonderes öffentliches Umweltrecht II 

Kurs 4: Einzelfragen des Biodiversitätsrechts 

 

Das Umweltrecht reguliert die ansonsten schrankenlose Nutzung der Umwelt im Wirtschaftsprozess 

durch Regeln zum Schutz der Naturgüter. Zunehmend entfernt sich das Umweltrecht dabei von 

ordnungsrechtlichen Lösungen und bietet marktkonformere Ansätze. Die einzelnen Teile behandeln 

zunächst allgemein die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Umweltrechts, dessen Prinzipien 

und diverse Instrumente sowie den Rechtsschutz im öffentlichen Umweltrecht. Im Anschluss daran 

werden spezielle Regelungsbereiche behandelt, wie das Immissionsschutzrecht, das Atom- und Strah-

lenschutzrecht, das Bodenschutz- und Altlastenrecht sowie das Naturschutzrecht. Wie nur wenige 

Bereiche ist das Umweltrecht der Einflussnahme des Europäischen Umweltrechts ausgesetzt. Dies gilt 

nicht nur für materielle Vorgaben, die bestimmte umweltrechtliche Mindeststandards betreffen, son-

dern insbesondere auch für das Umweltverfahrensrecht. 

 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 
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5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsform 

Vierstündige Abschlussklausur, die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls, inkl. Einsendeaufgaben und Bestehen der Modulabschlussklausur 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note in der Endnote 

Siehe § 20 der Studien- und Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Andreas Haratsch 

11 Sonstige Informationen 
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55314 Intensive Course European Law (Studienfahrt) 

Kennnummer 

55314 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. o. 3. Se-
mester 

Häufigkeit des An-
gebots 
jedes 

Wintersemester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Seminar und Vorlesungen 

2. Seminararbeit und Referat 

Workload 

60 h 

240 h 

Kreditpunkte 

2 

8 

2 Lernergebnisse / Learning outcomes 

Da die Veranstaltung in englischer Sprache abgehalten wird, verfügen die Studierenden nach Absolvie-

rung des Intensivkurses Europarecht über eine verbesserte Kenntnis der englischen Fachsprache. Sie 

sind zudem in der Lage, in englischer Sprache eine schriftliche wissenschaftliche Ausarbeitung zu ver-

fassen sowie einen Fachvortrag über ein Thema aus dem Bereich des Europarechts zu halten und die 

von ihnen vorgestellten Thesen in einer englischsprachigen Diskussion zu erläutern und zu verteidigen. 

Sie verfügen weiterhin über vertiefte Kenntnisse des Teilbereichs des Europäischen Unionsrechts, der 

den jeweiligen Gegenstand des Seminars gebildet hat. Letztlich verfügen sie auch über Grundkennt-

nisse des Verhältnisses der Rechtsordnung des Ziellandes der Exkursion zum Europarecht. 

 

3 Inhalte 

Die Veranstaltung hat die im Rahmen des Studiums erworbenen Kenntnisse des Europarechts vertieft 

und zugleich die Fremdsprachenkompetenz erhöht. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben vorab 

Referatsthemen erhalten und ihre Ergebnisse im Rahmen der Veranstaltung vorgetragen, zugleich ha-

ben die teilnehmenden Studierenden eine intensive Vor- und Nachbearbeitung der Inhalte der Veran-

staltung geleistet. Inhaltlich wurden in der Veranstaltung aktuelle Themen aus dem Bereich des Euro-

parechts in Form von Referaten und Vorlesungen behandelt. Ergänzt wurden die Referate und Vorle-

sungen durch den Besuch von internationalen oder nationalen Institutionen vor Ort, die einen Bezug 

zum jeweiligen Thema des Intensivkurses hatten. 

 

4 Lehrformen 

Schriftliche Seminararbeit in englischer Sprache, Seminarveranstaltung, Exkursionen und Vorlesungen 

vor Ort.  

5 Teilnahmevoraussetzung 

Siehe § 13 der Studien- und Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws. Zudem wird zur 

Auswahl der Teilnehmenden ein Auswahlverfahren anhand der bisher erreichten Noten im Studium 

und anhand der Sprachkenntnisse durchgeführt. 

6 Prüfungsform 

Bewertung der Leistungen in der Seminarveranstaltung und schriftliche Seminararbeit in engl. Sprache. 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Aktive Teilnahme vor Ort und Bestehen der Seminararbeit. 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 
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Studiengang Rechtswissenschaft (Erste Juristische Prüfung): als Fremdsprachennachweis i. S. v. § 7 

Abs. 1 Nr. 3 JAG NRW 

9 Stellenwert der Note in der Endnote 

Siehe § 20 der Studien- und Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Andreas Haratsch 

11 Sonstige Informationen 

Da die Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze begrenzt ist, findet ein Auswahlverfahren unter allen 

geeigneten Bewerber/Innen statt. Die Kriterien des Verfahrens und die Fristen werden den Studierenden 

rechtzeitig auf der Homepage der Fakultät und in der „Hagener Depesche“ bekannt gegeben. 
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55316 Vertiefung Arbeitsrecht mit Schwerpunkt Arbeitsvertragsgestaltung 

Kennnummer 

55316 

 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. o. 3. Se-
mester 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Kollektives Arbeitsrecht II 

Arbeitsrecht in der EU 

Arbeitsvertragsgestaltung  

Abschlussklausur 

Workload 

90 h 

90 h 

90 h 

30 h 

Kreditpunkte 

3 

3 

3 

1 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Das Modul bietet die Möglichkeit einer Vertiefung der Kenntnisse im kollektiven Arbeitsrecht sowie 

einer Einführung in das Arbeitsrecht der Europäischen Union. Dieses Modul bietet zunächst die 

Möglichkeit, spezifische Themenbereiche des kollektiven Arbeitsrechts vertieft wissenschaftlich zu 

untersuchen und aktuelle Entwicklungen – sowohl im nationalen als auch im europäischen Arbeits-

recht – kritisch zu hinterfragen. Der Schwerpunkt des Kurses „Kollektives Arbeitsrecht II“ liegt in 

den Bereichen des Koalitions-, Tarifvertrags- und Arbeitskampfrechts. Der Kurs „Arbeitsrecht in der 

EU“ umfasst die Entwicklung des europäischen Arbeitsrechts, insbesondere dessen Einfluss auf das 

deutsche Arbeitsrecht. Im Vordergrund steht dabei die Rechtsprechung des EuGH. Dabei stehen die 

für das Arbeitsverhältnis relevanten Grundfreiheiten des AEUV im Vordergrund. Es wird auf die 

Kompetenzgrundlagen und Rechtssetzungsinstrumente der EU im Arbeitsrecht eingegangen und es 

werden verschiedene arbeitsrechtliche Richtlinien und deren Umsetzung in das deutsche nationale 

Arbeitsrecht vorgestellt. Nach erfolgreichem Abschluss des Moduls kennen die Studierenden zudem 

die Grundzüge der Gestaltung von Arbeitsverträgen, wie sie im Rahmen anwaltlicher Beratung er-

folgt. Sie verstehen, dass die Gestaltung im Wesentlichen durch arbeitsvertragliche Klauseln erfolgt, 

welche der Kontrolle durch die §§ 305 ff. BGB unterliegen. Die Studierenden kennen die maßgeb-

liche Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu solchen Klauseln.  

3 Inhalte 

Teil 1: Kollektives Arbeitsrecht II 

Der Lehrstoff umfasst 

 

• Das Recht der Koalitionen  

o Bedeutung der Koalition  

o Koalitionsbegriff 

o  die Koalitionsfreiheit und ihre Schranken 

o Aufbau und Organisation der Koalitionen 

• Tarifvertragsrecht 

o  verfassungsrechtliche Grundlagen des Tarifvertragsrechts 

o Umfang und Grenzen der Tarifautonomie 

o Abschluss und Beendigung des Tarifvertrages 

o  die schuldrechtlichen und normativen Regelungen des Tarifvertrages 

o außertarifliche Regelungen der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
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• Arbeitskampfrecht und Schlichtungswesen 

o Begriff, Arten und Funktionen des Arbeitskampfes 

o  Rechtmäßigkeit von Arbeitskämpfen 

o Rechtsfolgen von Arbeitskampfmaßnahmen 

• Schlichtungsrecht 

 

Teil 2: Arbeitsrecht in der EU 

Der Lehrstoff umfasst 

 

• Entwicklung des europäischen Arbeitsrechts 

 

• das Arbeitsvölkerrecht der europäischen Staaten 

 

• Arbeitsrecht der Europäischen Union  

o primäres und sekundäres EU-Recht 

o  das Verhältnis zum nationalen Recht 

o das Vorlageverfahren zum EuGH 

o die Arbeitnehmerfreizügigkeit 

o Gleichbehandlung 

Teil 3: Arbeitsvertragsgestaltung 

 

Der Lehrstoff umfasst 

 

• die gesetzlichen Grundlagen 

 

• die allgemeinen Grenzen der Vertragsgestaltung 

 

• Regelungen im Hinblick auf die Tätigkeit des Arbeitnehmers 

 

• Regelungen zu Beginn, Dauer und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

 

• Regelungen zur Arbeitszeit, einschließlich Urlaub und Krankheit 

 

• Regelungen zur Vergütung und zu Dienstwagen 

 

• Regelungen zu Nebentätigkeits- und Wettbewerbsverboten 

 

• Vertragsstrafenregelungen 

 

• Verweisungsklauseln 

 

• Regelungen zu sonstigen Pflichten und Schlussbestimmungen 

 

4 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen 
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Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Vierstündige Abschlussklausur 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls, inkl. Einsendeaufgaben und Bestehen der Modulabschlussklausur 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws  

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Kerstin Tillmanns 

11 Sonstige Informationen: Es empfiehlt sich, Kenntnisse im Individualarbeitsrecht sowie im Be-

triebsverfassungsrecht zu haben 
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55317 Intensive Course Moot Court Private Law / Public International Law 

Kennnummer 

55317 

Workload 

300 Stunden 

LP 

10 

Studiensemes-

ter 

2. o. 3. Semes-

ter 

Häufigkeit des 

Angebots 

Jedes Sommerse-

mester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Studienfahrt 

 

Workload 

300 h 

Kreditpunkte 

10 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Die Studierenden haben nach Abschluss des Moduls 

- ihre englische Rechtssprache verbessert und können in English argumentieren und einfache 

Schriftsätze verfassen  

- interkulturelle Kompetenzen entwickelt und ausgebaut und können sich sicherer in internati-

onalen Kontexten bewegen 

- Kenntnisse der Rechtsvergleichung erlangt und können diese für die Bewältigung rechtswis-

senschaftlicher Probleme nutzen  

- Kenntnisse zum Internationales Privat-, Zivilprozess- und Handelsrecht erlangt und können 

internationale Fallkonstellationen einer vertretbaren Lösung zuführen 

- Kenntnisse zum Internationalen Strafrecht erlangt und können internationale Fallkonstellati-

onen einer vertretbaren Lösung zuführen 

- Die Fähigkeit erlangt, diese Kenntnisse und Kompetenzen in einer prozessualen Situation ein-

zusetzen. 

3 Inhalte: 

Der Intensive Course Moot Court Private Law / Public International Law ist ein gemeinsames Projekt 

von drei europäischen Fernuniversitäten (der FernUniversität in Hagen, der niederländischen Open 

Universiteit und der spanischen UNED). Im Rahmen einer konzentrierten, einwöchigen Präsenzver-

anstaltung wird den Studierenden ein vertiefter Einblick in die Rechtsvergleichung sowie in die Be-

reiche Internationales Privat-, Zivilprozess- und Handelsrecht oder alternativ in das Internationales 

Strafrecht gegeben. Zugleich wird mit dem Programm Fernstudierenden überhaupt erst die Mög-

lichkeit gegeben, in ihrem Studium Erfahrungen im Ausland zu sammeln. Der Intensive Course Moot 

Court Private Law / Public International Law findet abwechselnd in Deutschland, den Niederlanden 

und Spanien statt. 

Die Teilnehmenden aus Deutschland, den Niederlanden und Spanien nehmen zunächst an Online-

Kursen zum Erlernen und Vertiefen der englischen Rechtssprache (Legal English) und einem Online-

Training zu interkulturellen Kompetenzen teil. Ergänzt wird dieses Vorbereitungsprogramm durch 

weitere Materialien in Form von Readern und kurzen Videovorlesungen zum UN-Kaufrecht bzw. 

dem internationalen Strafrecht. Während der Präsenzhase finden zunächst Veranstaltungen zum 

Thema Legal English und interkulturelle Kompetenzen in englischer Sprache statt, die das Online-

Programm um Vorlesungen, Übungen und Workshops ergänzen. 
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Anschließend werden den Studierenden die Grundlagen der Rechtsvergleichung vermittelt. Darauf 

aufbauend setzen sich die Studierenden mit den Themenfeldern  

• Internationales Privat-, Zivilprozess- und Handelsrecht oder 

• Internationales Strafrecht 

intensiv auseinander. 

Abschließende Säule des Konzepts sind Moot Courts für beide Gruppen, in denen die Studierenden 

das erworbene Wissen auf eine prozessuale Situation übertragen. Hier verbessern die Studierenden 

ihre erworbenen sprachlichen Fähigkeiten und erarbeiten Positionen und Lösungen in national ge-

mischten Teams. 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 

Virtuelle Lernplattform Moodle, schriftliches Kursmaterial, Vorlesungen, Workshops und Seminare 

vor Ort, Moot Court. 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

6 Prüfungsformen: 

Bewertung der Leistungen in den Seminaren und im Moot Court 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Bearbeitung der Online-Kurse und ergänzender Materialien, aktive Teilnahme vor Ort 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende:  

Prof. Dr. Karl August Prinz von Sachsen Gessaphe (UN-Kaufrecht - FernUniversität) 
Prof. Dr. Stephan Stübinger (Strafrecht - FernUniversität) 
Ass. iur. Nils Szuka (Koordination - FernUniversität) 
Prof. Dr. Eva María Domínguez Pérez (Wirtschaftsrecht und Koordination - UNED) 
Prof. Dr. Vanessa Jiménez (UN-Kaufrecht - Universidad de Salamanca) 
Prof. Dr. Jose Nunez (Strafrecht - UNED) 
Prof. Dr. Göran Sluiter (Strafrecht – OU NL) 
Prof. Dr. Donald Hellegers (ADR – OU NL) 
Dr. Juan J. Garcia Blesa (Koordination, Intercultural Training – FernUniversität) 

 

11 Sonstige Informationen: 

Da die Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze begrenzt ist, findet ein Auswahlverfahren unter 

allen geeigneten Bewerber/Innen statt. Die Kriterien des Verfahrens und die Fristen werden den 

Studierenden rechtzeitig auf der Homepage der Fakultät und in der Hagener Depesche bekannt 

gegeben. 
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IV. Erweiterte Wahlmöglichkeiten für MW5 und MW6 
In den beiden Wahlmodulen MW 5 und MW 6 können zwei Module auch aus folgendem Katalog 
gewählt werden, soweit diese Module nicht bereits im Studiengang Bachelor of Laws oder einem an-
deren zur Zulassung berechtigenden Studiengang verwendet bzw. abgeschlossen worden sind: 
 

55201 Wettbewerbs- und Kartellrecht 

Kennnummer 

55201 

Workload 

300 Stunden 

LP 

10 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 
Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Wettbewerbsrecht 1 

2. Wettbewerbsrecht 2 

3. Deutsches und europäi-

sches Kartellrecht 1 

4. Deutsches und europäi-

sches Kartellrecht 2 

 

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 

Moodle für zeit- und 

ortsunabhängigen Aus-

tausch mit Lehrenden 

und Studierenden 

• Individuelle Betreuung 

durch Modulbetreue-

rin/Modulbetreuer des 

zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen auf die 

Bearbeitung der digitalen Studien-

briefe im Selbststudium unter Nut-

zung des Betreuungsangebots.  

Für die Vorbereitung und Erbringung 

von Prüfungsleistungen werden 30 

Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Die Studierenden erhalten einen Überblick über die wesentlichen und in der Praxis relevanten Teile 

des Wirtschaftsrechts. 

Die Studierenden haben Aufbau und Systematik des UWG verstanden, kennen Bedeutung und Ver-

änderung des Verbraucherleitbildes, haben einen Überblick über die Generalklauseln des UWG und 

die verschiedenen Unlauterkeitstatbestände. Sie kennen die aus einem Verstoß folgenden Ansprü-

che und deren Durchsetzung und können einfache Sachverhalte auf ihre wettbewerbliche Zulässig-

keit hin beurteilen. 

Weiterhin kennen die Studierenden die zunehmende Bedeutung des europäischen Wettbewerbs-

rechts, können die wichtigsten materiellen Bestimmungen des EG-Wettbewerbsrechts erläutern, 

können die Grundzüge des EG-Verfahrensrechts nennen und das Verhältnis zum nationalen Recht 

bestimmen. 

Sie können die Zielsetzungen des GWB angeben, kennen dessen Grundstruktur, können die ver-

schiedenen Typen von Wettbewerbsbeschränkungen nennen und erläutern, kennen die Grundzüge 

des Vergaberechts, kennen die Sanktionsmöglichkeiten bei Wettbewerbsverstößen und sind in der 

Lage, einfache Sachverhalte im Hinblick auf ihre kartellrechtliche Zulässigkeit zu beurteilen. 

3 Inhalte:  

Das Wettbewerbsrecht und das Kartellrecht sind wichtige Teilgebiete des Wirtschaftsrechts. Es ist 

daher sinnvoll, innerhalb einer wirtschaftsrechtlichen Ausbildung zumindest die Grundzüge dieser 

Materie zu vermitteln. Das Wettbewerbsrecht und das Kartellrecht werden als Wahlmodul angebo-

ten, und damit verbunden wird die nachdrückliche Empfehlung an die Studierenden, diesem Modul 

bei ihrer Auswahlentscheidung Priorität einzuräumen. 

 

Teil 1 und 2: Wettbewerbsrecht 

 

Der Lehrstoff umfasst 

• Grundbegriffe des UWG 
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• Generalklauseln 

• Tatbestände der „Schwarzen Liste“ 

• Katalogtatbestände 

• Irreführung 

• Vergleichende Werbung 

• Unzumutbare Belästigung 

• Rechtsschutz 

 

Den Studierenden wird gezeigt, dass das Verbot des unlauteren Wettbewerbs eine wichtige Säule 

darstellt, die zum Funktionieren einer auf Wettbewerb basierenden Wirtschaft gehört. 

Es wird dargestellt, dass das GWB dafür sorgt, dass Wettbewerb überhaupt stattfinden kann, wäh-

rend das UWG die Spielregeln im Einzelnen festlegt. Dementsprechend werden denStudierenden 

die in der Praxis besonders wichtigen Regeln im B2B- und im B2C-Bereich erläutert. Dazu gehören 

z. B. Bestimmungen darüber, unter welchen Voraussetzungen vergleichende Werbung zulässig ist, 

und dass die Verbraucher nicht durch irreführende Angaben oder unterschwellige Gefühlswerbung 

zum Kauf verleitet werden dürfen. Sonderangebote und Gewinnspiele locken Kunden an, und den 

Studierenden wird erläutert, unter welchen Voraussetzungen sie zulässig sind. Unternehmen ste-

cken häufig viel Kapital in die Entwicklung und Vermarktung neuer Produkte, und das UWG stellt 

sicher, dass Nachgemachtes damit nicht verwechselt wird. Außerdem erhalten die Studierenden 

einen Überblick über den Schutz von Betriebsgeheimnissen und über die im Umgang mit Mitbewer-

bern zu beachtenden Fairnessanforderungen. 

 

Teil 3 und 4: Deutsches und Europäisches Kartellrecht 

 

In diesen beiden Teilen wird den Studierenden vorgeführt, dass die Bedeutung des europäischen 

Kartellrechts stetig zunimmt. Dazu wird gezeigt, dass die nationalen gesetzlichen Bestimmungen 

mit jeder Novelle weiter angeglichen wurden, eine vollständige Harmonisierung aber noch nicht 

erreicht ist. 

Es werden den Studierenden die Gemeinsamkeiten und Unterschiede beider Regelungen vorgestellt, 

das Rangverhältnis zwischen europäischem und nationalem Wettbewerbsrecht wird beleuchtet, und 

es wird auf das spezielle Verfahren bei der Anwendbarkeit des europäischen Rechts eingegangen. 

 

Der Lehrstoff umfasst 

• horizontale und vertikale Wettbewerbsbeschränkungen 

• Missbrauchsaufsicht 

• Zusammenschlusskontrolle 

• Vergaberecht 

 

In einer freien Marktwirtschaft soll der Wettbewerb das Marktgeschehen regulieren und für mög-

lichst effiziente Marktergebnisse sorgen. Die Studierenden erhalten einen Überblick darüber, in 

welch mannigfacher Weise dieser Mechanismus durch Absprachen oder wettbewerbswidrige Ver-

haltensweisen verfälscht werden kann. 

Es werden daher an erster Stelle die klassischen Kartellabsprachen zwischen Konkurrenten vorge-

stellt. Darüber hinaus wird gezeigt, dass sich Unternehmen mit entsprechender Marktmacht unge-

rechtfertigte Vorteile (z. B. bei den Einkaufs- oder Lieferkonditionen) gegenüber kleinen und mittle-

ren Wettbewerbern verschaffen, oder einseitig versuchen ihre Bedingungen durchzusetzen (z. B. 

durch Liefersperren bei Markenartikeln). 

Den Studierenden wird gezeigt, dass sich das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 

gegen derartige Praktiken wendet, indem es bestimmte Verhaltensweisen verbietet und bei Zuwi-

derhandlungen teilweise empfindliche Bußgelder und Schadensersatzansprüche vorsieht. 
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Darüber hinaus wird dargestellt, dass marktmächtige Unternehmen einer besonderen behördlichen 

Aufsicht unterstellt sind, die ihnen die missbräuchliche Ausnutzung ihrer Machtposition untersagt. 

Den Studierenden wird außerdem gezeigt, dass zusätzlich die Entstehung von Monopolsituationen 

überwacht und u. a. durch Fusionskontrolle zu verhindern versucht wird. 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitale Studien-

briefe; Lernplattform Moodle; Probeklausur. 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 

Zweistündige Modulabschlussklausur (Präsenz), die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende: 

Prof. Dr. Barbara Völzmann-Stickelbrock 

11 Sonstige Informationen: 

- 
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55202 Kapitalgesellschaftsrecht 

Kennnummer 

55202 

Workload 

300 Stunden 

LP 

10 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 
Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Übersicht und Geschäfts-

leitung 

2. Gläubigerschutz I 

3. Gläubigerschutz II 

4. Gesellschafterrechte und 

-pflichten 

5. Konzernrecht 

6. Recht der Publikumsakti-
engesellschaft 

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 

Moodle für zeit- und 

ortsunabhängigen Aus-

tausch mit Lehrenden 

und Studierenden 

• Individuelle Betreuung 

durch Modulbetreue-

rin/Modulbetreuer des 

zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen auf die 

Bearbeitung der digitalen Studien-

briefe im Selbststudium unter Nut-

zung des Betreuungsangebots.  

Für die Vorbereitung und Erbringung 

von Prüfungsleistungen werden 30 

Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Die Studierenden erwerben vertiefte Kenntnisse im Gesellschaftsrecht sowie im Bilanzrecht, Kapital-

marktrecht und Insolvenzrecht. Sie sind insbesondere in der Lage:  

 

- mit praktischen und rechtspolitischen Aspekten des Gesellschaftsrechts umzugehen, 

- die Gestaltungsspielräume der Praxis zu verstehen, 

- die rechtsformübergreifenden Zusammenhänge in der Aktiengesellschaft und GmbH zu be-

greifen, 

- das Zusammenspiel der verschiedensten Rechtsgebiete, die für die Funktion der Gesellschaft 
als Unternehmensträger wesentlich sind, zu erfassen. 

3 Inhalte: 

Kurseinheit 1: Übersicht, Geschäftsleitung 

- Unternehmens- und Gesellschaftsrecht im System des Rechts 

- Übersicht über die gesetzlichen Regeln 

- Pflichten, Haftung und Überwachung der Geschäftsleitung 

In der ersten Kurseinheit werden die Studierenden mit den Grundbegriffen des Unternehmensrechts 

vertraut gemacht. Ferner werden Sie in die Problematik der verdeckten Vermögensverlagerung 

durch In-Sich-Geschäfte eingeführt und mit den Sorgfalts- und Treuepflicht der Geschäftsleitung 

bekannt gemacht, um in der Lage zu sein, diese Prinzipien praktisch anzuwenden. 

 

Kurseinheit 2:  Gläubigerschutz I 

- Übersicht: Pflichten und Haftung der Kapitalgesellschaft, 

- Grundfragen des Gläubigerschutzes 

- Kapitalerhaltung 

Neben allgemeinen Kenntnissen über das System des Gläubigerschutzes vermittelt diese Kurseinheit 

den Studierenden vertiefte Kenntnisse über die Grundsätze der Kapitalerhaltung anhand praktischer 

Beispiele, wobei ihnen gerade neuere Vorschläge und Ansätze für eine Systemverbesserung vermit-

telt werden. 

 

Kurseinheit 3:  Gläubigerschutz II 

- Bilanz- und Insolvenzrecht 
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- Durchgriffshaftung der Gesellschafter, Kapitalersatzrecht 

Kurseinheit 3 erörtert die Zusammenhänge zwischen Kapitalerhaltung und Insolvenz- und Bilanz-

recht. Insbesondere werden die neusten Entwicklungen im Kapitalersatzrecht dargelegt. 

 

Kurseinheit 4: Gesellschafterrechte und Pflichten 

- Überblick, Treuepflicht 

- Minderheitenschutz 

In dieser Kurseinheit erlangen die Studierenden Kenntnisse über Rechte und Pflichten der Gesell-

schafter sowie über verschiedene Instrumente des Minderheitenschutzes wie die reformierte Aktio-

närsklage nach dem UMAG. Ferner wird der Stimmrechtsausschluss im AktG und GmbHG erläutert. 

 

Kurseinheit 5: Konzernrecht 

- abhängige Gesellschaften 

- Probleme der quasi autonomen Geschäftsleitung der Obergesellschaft 

Die Studierenden werden mit den Problemen des Rechts der Unternehmensgruppen vertraut ge-

macht. Sie werden auf die zentrale Bedeutung von konzerninternen Rechtsgeschäften und anderen 

In-Sich-Geschäften für den Minderheitenschutz sensibilisiert. Auch die Problematik der Mediatisie-

rung der Aktionärsrechte durch Konzernbildung wird den Studierenden vermittelt, wobei aktuelle 

Entwicklungen sowie der neueste Stand der Diskussion einbezogen werden. 

 

Kurseinheit 6: Recht der Publikumsaktiengesellschaft 

- besondere Charakteristika von Börsengesellschaften 

- Bedeutung der Wertpapiermärkte 

- Corporate Governance von Börsengesellschaften 

Kurseinheit 6 vermittelt vertiefte Kenntnisse im Recht der Publikumsaktiengesellschaften. Die Stu-

dierenden erlangen ein ausgeprägtes Bewusstsein für eines der Grundprobleme börsennotierter Ge-

sellschaften, nämlich die Verselbständigung der Unternehmensleitung gegenüber der machtlosen 

Vielzahl der Aktionäre. Auch lernen sie – durch Analyse des deutschen und des U.S.-amerikanischen 

Wertpapiermarktes – Lösungsansätze hierzu kennen. 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitale Studien-

briefe; Lernplattform Moodle; Probeklausur. 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 

Zweistündige Modulabschlussklausur (Präsenz), die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende: 

Prof. Dr. Ulrich Wackerbarth 

11 Sonstige Informationen: 

- 
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55203 Insolvenzrecht 

Kennnummer 

55203 

Workload 

300 Stunden 

LP 

10 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit  
des Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

ein Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Formelles  

Insolvenzrecht 

2. Materielles  

Insolvenzrecht 

3. Besondere  

Verfahrensarten 

 

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung Moodle 

für zeit- und ortsunabhängigen 

Austausch mit Lehrenden und 

Studierenden 

• Individuelle Betreuung durch 

Modulbetreuerin/Modulbetreuer 

des zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen auf 

die Bearbeitung der digitalen Stu-

dienbriefe im Selbststudium unter 

Nutzung des Betreuungsangebots.  

Für die Vorbereitung und Erbrin-

gung von Prüfungsleistungen wer-

den 30 Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Die Studierenden beherrschen das Insolvenzrecht in seiner verfahrensrechtlichen Dimension. Sie sind 

in der Lage, die Stadien einer Unternehmenskrise von den Insolvenzeröffnungstat-beständen abzu-

grenzen und das Vorliegen von Zahlungsunfähigkeit, Überschuldung sowie drohender Zahlungs- 

unfähigkeit anhand der Rechtsprechung des BGH zu prüfen. Die Studierenden sind mit den  

verschiedenen Verfahrensstadien (Antragsverfahren, vorläufige Insolvenzverwaltung, eröffnetes 

Verfahren, Restschuldbefreiungsverfahre) vertraut und können für das jeweilige Verfahrensstadium 

die Rechte und Pflichten der Verfahrensbeteiligten bestimmen. 

 
Die Studierenden lernen die materiell-rechtlichen Regelungen des Insolvenzrechts. Sie sind zum  

einen mit den Regelungsbereichen vertraut, in denen das Insolvenzrecht das materielle Recht  

anderer Rechtsgebiete verdrängt (z. B. §§ 103 ff. InsO). Darüber hinaus beherrschen die Studierende 

das Insolvenzanfechtungsrecht (§§ 129 ff. InsO). Sie sind nicht nur in der Lage, die einzelnen  

Insolvenzanfechtungstatbestände zu prüfen, sondern sie können auch die vielfältigen Haftungs- 

risiken erkennen, die sich für die Verfahrensbeteiligten daraus im Vorfeld eines Insolvenzverfahrens 

ergeben. Darauf aufbauend sind die Studierenden befähigt, Strategien zur Haftungsvermeidung 

abzuleiten. Schließlich beherrschen die Studierenden die besonderen Regelungen zur Behandlung 

von Sicherungsrechten im Insolvenzverfahren (Aus- und Absonderungsrechte). Sie können die  

besonderen Regelungen zur Behandlung von Kreditsicherheiten im Insolvenzverfahren von den  

allgemeinen Regelungen des Sachen- und Kreditsicherungsrechts abgrenzen. 

 
Schließlich kennen die Studierenden die besonderen Verfahrensarten der Insolvenzordnung und 

können deren besondere verfahrensrechtliche Aspekte in Abgrenzung zum Regelinsolvenzverfahren 

benennen. Vertiefte Kenntnisse erwerben sie in den insolvenz-rechtlichen Sanierungsverfahren. Sie 

werden in die Lage versetzt, die Anwendungsbereiche, Voraussetzungen, Abläufe und Grenzen der 

insolvenzrechtlichen Sanierungsverfahren zu erklären. Darauf aufbauend können Sie ableiten,  

welche Problemstellungen mit welchen Verfahrensarten bewältigt werden können.  

3 Inhalte: 

Teil 1: Formelles Insolvenzrecht 
- Grundlagen zum Insolvenzrecht 
- Die Akteure im Insolvenzverfahren 
- Die Unternehmenskrise 
- Der Insolvenzantrag 
- Sicherungsmaßnahmen des Gerichts im Insolvenzeröffnungsverfahren 
- Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des Schuldners im Insolvenzeröffnungsverfahren 
- Die gerichtliche Entscheidung über den Insolvenzantrag 
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- Sicherung, Verwaltung und Verwertung der Masse durch den Insolvenzverwalter 
- Anmeldung, Prüfung und Feststellung der Insolvenzforderungen 
- Verteilung der Insolvenzmasse an die Gläubiger 
- Beendigung des Insolvenzverfahrens 
- Restschuldbefreiungsverfahren 
 

Teil 2: Materielles Insolvenzrecht 

- Schutz der Insolvenzmasse 

- Wirkungen der Verfahrenseröffnung auf Gemeinschaften und Gesellschaften 

- Wirkungen der Verfahrenseröffnung auf schwebende Prozesse 

- Wirkungen der Verfahrenseröffnung auf die Durchsetzbarkeit von Forderungen  

der Insolvenzgläubiger 

- Wirkungen der Verfahrenseröffnung auf die Aufrechnung 

- Wirkungen der Verfahrenseröffnung auf den Schuldner persönlich 

- Wirkungen der Verfahrenseröffnung auf bestehende Rechtsverhältnisse 

- Insolvenzanfechtungsrecht 

- Sicherungsrechte (Aus- und Absonderung) 

 

Teil 3: Besondere Verfahrensarten 

- Eigenverwaltungsverfahren 

- Schutzschirmverfahren 

- Insolvenzplanverfahren 

- Konzerninsolvenzverfahren 

- Internationales Insolvenzrecht 

- Nachlassinsolvenzverfahren 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 
Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix:  
Digitale Studienbriefe; Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung für den Studiengang Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 
Zweistündige Modulabschlussklausur (Online), die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 
Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 
Studiengang Bachelor of Laws 
Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 
Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende: 
Prof. Dr. Barbara Völzmann-Stickelbrock 
Dr. Danny Amlow 

11 Sonstige Informationen: 
- 
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55206 Konsensorientierte Konfliktbeilegung 

Kennnummer 

55206 

Workload 

300 Stunden 

LP 

10 

Studiensemes-
ter 

2. o. 3. Semes-
ter 

Häufigkeit des 
Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Konflikte und ihre Bear-

beitung 

2. Formen der alternativen 

Konfliktbeilegung im 

Spektrum 

3. Trennungs- und Schei-

dungsmediation 

4. Mediation im öffentli-

chen Bereich 

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 

Moodle für zeit- und 

ortsunabhängigen Aus-

tausch mit Lehrenden 

und Studierenden 

• Individuelle Betreuung 

durch Modulbetreue-

rin/Modulbetreuer des 

zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen auf die 

Bearbeitung der digitalen Studien-

briefe im Selbststudium unter Nut-

zung des Betreuungsangebots.  

Für die Vorbereitung und Erbringung 

von Prüfungsleistungen werden 30 

Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Nach dem erfolgreichen Abschluss des Moduls sind die Studierenden in der Lage, 

• Konflikte zu erkennen und zu verstehen,  

• verschiedene Konfliktbeilegungsverfahren zu beschreiben und voneinander abzugrenzen, 

• die Anwendung des Mediationsverfahrens in der Tiefe (insbesondere Ablauf, Prinzipien, 

Chancen und Risiken des Verfahrens) darzustellen, 

• die Besonderheiten des Mediationsverfahrens im Öffentlichen Bereich und in den Konflikt-

feldern der Trennung und Scheidung aufzubereiten und 

• praxisnahe Fallbeschreibungen zu analysieren, zu beurteilen und das optimale Verfahren 

bzw. die optimale Methode für die Bearbeitung eines Konflikts auszuwählen und dies zu 

begründen.  
3 Inhalte: 

 

Teil 1 Konflikte und ihre Bearbeitung 

 

• Was ist ein Konflikt?  

• Welche Möglichkeiten zum Umgang mit Konflikten stehen zur Verfügung? 

• Was kann zur Konfliktlösung beitragen? 

• Was kennzeichnet die konsensorientierte Konfliktlösung mittels einer Mediation? 

 

Konflikte sind im menschlichen Zusammenleben allgegenwärtig, sodass sich niemand dauerhaft da-

vor schützen kann, in einen Konflikt selbst verwickelt zu werden oder einen Konflikt anderer Perso-

nen mitzuerleben. Obwohl wir dementsprechend davon ausgehen können, dass alle Menschen 

mehr oder weniger umfangreiche Erfahrungen mit Konflikten gesammelt haben, fehlt es oft an 

einer Strukturierung des entsprechenden Wissens. 

 

Im Kurs werden zunächst Grundlagen zur Definition und Analyse von Konflikten erörtert. Hieran 

schließen sich Ausführungen zum individuellen Umgang mit Konflikten an. Sodann werden ver-

schiedene Ansätze zur Konfliktregelung und Konfliktlösung aufgezeigt und hinsichtlich ihrer jewei-

ligen Erfolgsperspektiven eingeschätzt. 
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In den folgenden vertiefenden Darlegungen zur Konfliktlösung wird einleitend ein „Werkzeugkas-

ten der Konfliktlösung“ vorgestellt. Hierbei handelt es sich um eine Versammlung von aus unter-

schiedlichen Fachdisziplinen entlehnten Konzepten, die bei einer Konfliktlösung dienlich gemacht 

werden können.  

 

Abschließend wir die konsensorientierte Konfliktlösung mittels einer Mediation vorgestellt; dabei 

wird nach einführenden allgemeinen Überlegungen auf die fünf die Mediation tragenden Prinzipien 

sowie den Phasenverlauf einer Mediation eingegangen. 

 

Teil 2 Formen der alternativen Konfliktbeilegung im Spektrum 

• Schiedsverfahren 

• Schlichtungsverfahren 

• Mediationsverfahren 

• Moderationsverfahren 

• sonstige neue Formen der Konfliktlösung 

Ausgehend von der Gegenüberstellung mit der staatlichen Gerichtsbarkeit stellt der Kurs die 

Bedeutung der alternativen Konfliktbeilegung dar und vermittelt einen Überblick über die vielfäl-

tigen Formen von Streitbeilegungsverfahren. Dabei reicht die Bandbreite von etablierten Metho-

den bis zu modernen Alternativen institutionalisierter Konfliktlösungsverfahren (Adjudikation, Dis-

pute Review Boards, Collaborative Law). Auf diese Weise erhalten die Studierenden einen Einblick in 

die rechtlichen Rahmenbedingungen, den typischen Ablauf sowie die wesentlichen Merkmale der 

verschiedenen Verfahren. Dadurch wird das große Spektrum der Möglichkeiten sichtbar, die den 

Konfliktbeteiligten zur Lösung ihrer Auseinandersetzung zur Verfügung stehen. 

 

Teil 3 Trennungs- und Scheidungsmediation 

• Begriff und Abgrenzungen 

• systemische Grundlagen 

• Kommunikation und Gesprächsführung 

• die sechs Phasen einer Trennungs- und Scheidungsmediation 

• Co-Mediation und Berufsbild 

Die Schwerpunkte des Kurses liegen in der Darstellung der Besonderheiten der Trennungs- und 

Scheidungsmediation. Diese beginnen mit den unterschiedlichen Phasen einer Trennung oder Schei-

dung und reichen weiter vom Umgang mit Emotionen bis hin zur Einbeziehung von Kindern in das 

Verfahren. 

Obwohl Trennung und Scheidung nicht nur das Paar, sondern auch die Familie betreffen, liegt hier 

der Schwerpunkt beim Paar und seiner Beziehungsdynamik in Krisensituationen. Daraus ergeben 

sich methodische Konsequenzen für die Praxis der Mediation, die beispielhaft dargestellt werden. 

 

 

Teil 4 Mediation im Öffentlichen Bereich 

• Besonderheiten 

• Leitbilder 

• Verfahrensaufbau und Organisation 

• rechtlicher Rahmen und konkrete Anwendungsbereiche 

Mediation als Verfahren zur Regelung umweltpolitischer Konflikte ist in Deutschland erstmals im 

Jahr 1986 angewendet worden, als die Umweltprobleme der Sonderabfalldeponie Münchehagen 

in der Nähe von Hannover mithilfe eines neutralen Konfliktmanagers, eines Mediators, aufgearbeitet 

wurden. Vorausgegangen waren heftige Auseinandersetzungen, an denen Bürgerinitiativen und 
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Verwaltungsbehörden aus drei Kommunen, drei Landkreisen und zwei Bezirksregierungen bzw. 

Bundesländern beteiligt waren. Seitdem wird die Mediation im Öffentlichen Bereich immer häufiger 

eingesetzt. Die vorliegende Kurseinheit möchte einen Überblick über die unterschiedlichen Anwen-

dungsfelder und die hier geltenden Besonderheiten geben. Hierzu zählen der Umgang mit großen 

Gruppen, unterschiedlichen Konfliktarten und die Problematik der Entscheidungsgewalt im poli-

tisch-administrativen Raum. Weitere Themen sind: der Umstand, dass Mediation im Öffentlichen 

Bereich neben den allgemeinen Zielen einer Mediation weitergehende Aspekte verfolgt oder die 

Einordnung eines Mediationsverfahrens in das bestehende Normgefüge des Öffentlichen Rechts. 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitale Studien-

briefe; Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 

Zehntägige Kurz-Hausarbeit, die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende: 

N.N. (Vertretung: Prof. Dr. Blasweiler) 

11 Sonstige Informationen: 

Voraussetzung für die erfolgreiche Bearbeitung des Moduls sind Grundkenntnisse über die Media-

tion. Aus diesem Grund wird empfohlen, das Wahlmodul 55206 erst zu belegen, wenn das Modul 

55112 erfolgreich abgeschlossen wurde. 
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55207 Steuerrechtliche Grundlagen und Einführung in das Ertragssteuerrecht 

Kennnummer 

55207 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 

Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

ein Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Teil 1: Einführung in das  
Steuerrecht 

Teil 2:  Allgemeines Steuerrecht: 
Steuerverfassungs- und 
Steuerverfahrensrecht 

Teil 3: Einkommensteuerrecht 

Teil 4: Unternehmenssteuerrecht I 

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 
Moodle für zeit- und orts-
unabhängigen Austausch 
mit Lehrenden und Studie-
renden 

• Individuelle Betreuung 
durch Modulbetreuerin/  
Modulbetreuer des  
zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen 
auf die Bearbeitung der digi-
talen Studienbriefe im Selbst-
studium unter Nutzung des 
Betreuungsangebots.  
Für die Vorbereitung und  
Erbringung von Prüfungsleis-
tungen werden 30  
Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen 

Die Studierenden erhalten in diesem Kurs eine Einführung in das gesamte Steuerrecht. In den Ver-

tiefungen zum Allgemeinen Steuerrecht, Einkommensteuerrecht und Unternehmenssteuerrecht 

wird die Basis geschaffen, um ertragsteuerliche Fragen und Probleme eigenständig vertiefen zu 

können. 

Die Studierenden werden insbesondere in die Lage versetzt: 

a. die Bedeutung des Steuerrechts für die Wirtschaftsordnung zu erklären und dabei aktuelle 
steuerpolitische Diskussionen in den richtigen rechtlichen Kontext einordnen zu können. 

b. den Zusammenhang zwischen zivil- und gesellschaftsrechtlichen Vereinbarungen als 
Grundlage für steuerrechtliche Tatbestände zu verstehen. 

c. den Erfolg verfassungsrechtlicher Rechtsschutzmöglichkeiten, aber auch behördlichen und 
gerichtlichen Rechtsschutzes richtig einschätzen zu können. 

d. die Rechtmäßigkeit von Einkommen- und Körperschaftsteuerbescheiden in „Standard- 
fällen” prüfen zu können.  

e. steuerlich motivierte Entscheidungen zur Rechtsformwahl bei Unternehmensgründungen 
nachvollziehen zu können und den rechtlichen Hintergrund von bestimmten Gestaltungen 
zur „Steueroptimierung” zu verstehen. 

3 Inhalte 

1. Einführung in das Steuerrecht: 

• Überblick über die verschiedenen Bundessteuern 

• Steuerrecht als Eingriffsrecht 

• Verhältnis vom Zivil- zum Steuerrecht 

• Methodische Grundlagen 

• Der Steuertatbestand im Überblick 

Der erste Teil des Moduls entwickelt das Steuerrecht als Teilrechtsordnung. Auf der Basis der Inhalte 

zur betrieblichen Steuerlehre werden die rechtlichen Grundlagen des Steuerrechts in ihrer spezi- 

fischen Methodik und Systematik vorgestellt und Grundfragen vertieft. Anhand des Steuertat- 

bestandes (Steuersubjekt, Steuerobjekt, Bemessungsgrundlage, Tarif) werden die wichtigsten  

Steuerarten Einkommen-, Körperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer vorgestellt und Gemeinsam-

keiten und Unterschiede differenziert betrachtet. 
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2. Allgemeines Steuerrecht:  

• Finanzverfassungsrecht und Grundrechte, Vorstellung grundlegender Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts 

• Bedeutung des Europarechts für das Steuerrecht, insbesondere der Grundfreiheiten,  
Vorstellung ausgewählter Entscheidungen des EuGH 

• Bedeutung des Völkerrechts für das Steuerrecht als Grundlage für Doppel- 
besteuerungsabkommen 

• Steuerschuldrecht 

• Steuerverfahrensrecht: Festsetzung, Erhebung, Vollstreckung 

• Der Steuerbescheid: Erlass und Änderung 

• Das Einspruchsverfahren 

• Grundlagen des finanzgerichtlichen Verfahrens 

Im zweiten Teilmodul steht die Vermittlung des Wissens im Vordergrund, das für alle Steuerarten 

gilt und in einem „Allgemeinen Teil“ zusammengefasst werden kann. Es wird in die verfassungs- 

und europarechtlichen Grundlagen für die gesamte Steuerrechtsordnung eingeführt. Die Zustän-

digkeiten für die steuerliche Normensetzung im Mehrebenensystem werden dargestellt. Die  

Studierenden lernen das Steuerschuldrecht und die verschiedenen Abschnitte des Besteuerungs-

verfahrens kennen. Ihnen wird das erforderliche Wissen vermittelt, um die Rechtmäßigkeit von 

Steuerbescheiden und deren Änderungen zu prüfen. Die Voraussetzungen für das erfolgreiche 

Einlegen von steuerrechtlichen Rechtsbehelfen werden erörtert. Dabei werden die praxisrelevanten 

Problempunkte im Vordergrund stehen. 

3. Einkommensteuerrecht: 

• Überblick über den Einkommensteuertatbestand 

• Unbeschränkte und beschränkte Einkommensteuerpflicht 

• Die sieben Einkunftsarten im Überblick 

• Einkünfteermittlung und objektives Nettoprinzip, Grundlagen der Gewinnermittlung 

• Verlustverrechnung im Steuerrecht 

• Berücksichtigung privater Ausgaben und subjektives Nettoprinzip 

• Der progressive Steuertarif 

• Vertiefung spezieller Probleme der verschiedenen Einkunftsarten 

Im dritten Teilmodul wird die Einkommensteuer einer detaillierten Betrachtung unterzogen. Dabei 

wird anhand des viergliedrigen Steuertatbestandes entwickelt, wie Lebenssachverhalte in einkom-

mensteuerrechtliche Tatbestände „übersetzt“ werden und in die Einkommensteuer(schuld) als  

Ergebnis einmünden. Typische Probleme der Besteuerung von nichtselbständig tätigen Steuerpflich-

tigen, Gewerbetreibenden, Beziehern von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung  

sowie aus Kapitalvermögen werden anhand von praxisrelevanten Beispielsfällen erörtert.  

4. Unternehmenssteuerrecht I: 

• Besteuerung von natürlichen Personen als Einzelunternehmer 

• Besteuerung von Mitunternehmerschaften und vermögensverwaltenden Personen- 
gesellschaften 

• Einführung ins Körperschaftsteuerrecht 
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Das vierte Teilmodul Unternehmenssteuerrecht I vermittelt die Grundlagen zur Besteuerung von  

Einzelunternehmern, Personengesellschaften als Unternehmensträger und Körperschaften. Die  

wesentlichen Tatbestände des Einkommen- und Körperschaftsteuergesetzes werden erörtert und 

erste Gestaltungsüberlegungen diskutiert. Bei der Besteuerung von Personengesellschaften werden 

das Sonderbetriebsvermögen und die verfahrensrechtlichen Besonderheiten im Umgang mit  

Personengesellschaften im Besteuerungsverfahren erläutert. Im Körperschaftsteuerrecht wird der 

Schwerpunkt auf die Besteuerung von Kapitalgesellschaften und die Rechtsinstitute der verdeckten 

Gewinnausschüttung und der verdeckten Einlage gelegt.  

4 Lehrformen 
Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix:  
Digitale Studienbriefe; Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 
Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 
Zweistündige Modulabschlussklausur (Online), die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 
Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 
Studiengang Bachelor of Laws 
Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 
Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 
Prof. Dr. Ulrich Wackerbarth 
apl. Prof. Dr. Lutz Lammers  

11 Sonstige Informationen 
- 
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55211 Immaterialgüterrecht 

Kennnummer 

55211 

Workload 

300 Stunden 

Credits 

10 CP 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 
Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Gewerbliche Schutzrechte 

2. Urheber- und Lizenzver-

tragsrecht 

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 

Moodle für zeit- und 

ortsunabhängigen Aus-

tausch mit Lehrenden 

und Studierenden 

• Individuelle Betreuung 

durch Modulbetreue-

rin/Modulbetreuer des 

zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

240 Arbeitsstunden entfallen auf die 

Bearbeitung der digitalen Studien-

briefe im Selbststudium unter Nut-

zung des Betreuungsangebots.  

30 AS entfallen auf die Lektüre aktu-

eller Entscheidungen des BGH und 

des EUGH sowie die Durchsicht der 

einschlägigen Fachzeitschriften, die in 

diesem sich dynamisch entwickelnden 

Bereich unverzichtbar ist.  

Für die Vorbereitung und Erbringung 

der Prüfungsleistung werden 30 AS 

angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Die Studierenden erhalten im ersten Teil des Moduls einen vertieften Überblick über das System der 

gewerblichen Schutzrechte in Deutschland. Ihnen ist die wirtschaftliche und rechtliche Bedeutung 

eines Sonderrechtsschutzes klar, der sich aus dem Ausschließlichkeitscharakter derartiger Rechte 

ergibt. Sie können nach der Lektüre angeben, welche geistigen Leistungen im Einzelnen schutzfähig 

sind. Sie können die Voraussetzungen für die Entstehung eines Patents, eines Gebrauchsmusters 

oder Designs, einer Marke oder eines Kennzeichens prüfen und wissen, wie die einzelnen Schutz-

rechte durchgesetzt werden können. Weiterhin sind die Studierenden auch mit neueren Entwick-

lungen vertraut, die den „numerus clausus“ der Immaterialgüterrechte in Frage stellen, wie der 

zwischen Immaterialgut und vertraglichem Anspruch stehenden Domain, ihrer Entstehung und ihres 

namens-, marken- und wettbewerbsrechtlichen Schutzes sowie den Besonderheiten von virtuellen 

Sachen. 

Im zweiten Teil des Moduls eignen sich die Studierenden umfassendes Wissen über das Urheber-

recht und die verwandten Schutzrechte nach dem deutschen UrhG an. Die Studierenden wissen, 

welche Werke urheberrechtlich geschützt werden und welche Voraussetzungen für die Schutzfä-

higkeit bestehen. Ihnen ist der Unterschied zwischen den Urheberpersönlichkeits- und den Verwer-

tungsrechten klar. Sie wissen, welchen Schranken die Urheberrechte unterliegen und welche Sank-

tionen bei Urheberrechtsverletzungen bestehen. Aktuelle Zeitfragen wie die Zulässigkeit privaten 

Kopierens, Filesharing Systeme etc. können sie einordnen und bewerten. Da Urheberrechte an Lan-

desgrenzen nicht haltmachen ist ihnen auch die internationale Dimension vertraut. Den Studieren-

den ist klar, wie urheberrechtliche Nutzungsrechte übertragen werden, welche Möglichkeiten der 

Lizenzierung bestehen und wie sich die unterschiedlichen Lizenzvertragsarten in der Zwangsvollstre-

ckung oder Insolvenz des Lizenznehmers und des Lizenzgebers auswirken. 

3 Inhalte: 

Die Gesellschaft wandelt sich bereits seit längerer Zeit immer stärker von einer Industrie- zu einer 

Wissens- oder Informationsgesellschaft. Kenntnisse über das Wesen und die Arten des geistigen 

Eigentums sowie die verschiedenartigen Möglichkeiten seines Schutzes sind daher heute für den 

wirtschaftsrechtlich tätigen Juristen von erheblicher Bedeutung. Es ist daher sinnvoll, diesem Gebiet 
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verstärkt Aufmerksamkeit zu widmen. Der gewerbliche Rechtsschutz und das Urheber- und Lizenz-

vertragsrecht werden als Wahlmodul angeboten. 

 

Teil 1: Gewerbliche Schutzrechte 

 

Der Lehrstoff umfasst 

• das Wesen des geistigen Eigentums 

• das System der gewerblichen Schutzrechte 

• das Patentrecht 

• das Gebrauchsmusterrecht 

• das Designrecht 

• das Marken- und Kennzeichenrecht 

• das Domainrecht 

• das Recht der virtuellen Sachen 

 

Den Studierenden wird gezeigt, welche unterschiedlichen gewerblichen Schutzrechte es gibt, wel-

che Voraussetzungen und Rechtsfolgen diese haben und auf welche Weise die Rechte verfahrens-

rechtlich durchgesetzt bzw. bekämpft werden können. 

Darüber hinaus wird dargestellt, dass es rechtlich schützenswerte, neuere Rechtspositionen im Be-

reich des geistigen Eigentums gibt, die in ihrer Art den Ausschließlichkeitsrechten angenähert sind, 

aber (noch) nicht zu den dinglichen Rechten gezählt werden. 

 

Teil 2: Urheber- und Lizenzvertragsrecht 

 

Der Lehrstoff umfasst 

• Grundlagen und Entwicklung des Urheberrechts 

• das geschützte Werk als Schutzobjekt des Urheberrechts 

• den Urheber als Schutzsubjekt des Urheberrechts 

• die Urheberpersönlichkeitsrechte 

• die Verwertungsrechte 

• die Rechtsfolgen der Urheberrechtsverletzung 

• die zeitlichen und inhaltlichen Schranken des Urheberrechts 

• die Übertragung von Nutzungsrechten 

• die verwandten Schutzrechte 

• die Verwertungsgesellschaften 

• das internationale Urheberrecht 

• die gesetzliche Lizenz 

• den Lizenzvertrag 

• das Urheberrecht in Zwangsvollstreckung und Insolvenz 

 

Den Studierenden wird gezeigt, wie das deutsche UrhG aufgebaut ist und auf welche Weise Urhe-

berrechtsschutz entsteht, wie lange und bei welchen Werken er besteht. Dabei werden auch die  

Besonderheiten für Arbeitnehmererfinder und Urheber verdeutlicht und anhand der unterschiedli-

chen Lizenzformen dargestellt, wie Urheberrechte in der Praxis verwertet werden können und was 

hierbei, gerade auch für den Fall der Krise für den Lizenznehmer bzw. den Lizenzgeber zu beachten 

ist. 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitale Studien-

briefe; Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 
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Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 

Zweistündige Modulabschlussklausur (Präsenz), die Fachwissen und Kompetenzen prüft 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende: 

Prof. Dr. Barbara Völzmann-Stickelbrock 

11 Sonstige Informationen:  

- 
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55213 Datenschutzrecht 

Kennnummer 

55213 

Workload 

300 Stunden 

Credits 

10 CP 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 
Angebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

1. Einführung in das Daten-

schutzrecht 

2. Vergleichendes Daten-

schutzrecht und neue 

Technologien 

3. Technisches Skript  

 

  

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 

Moodle für zeit- und 

ortsunabhängigen Aus-

tausch mit Lehrenden 

und Studierenden 

• Individuelle Betreuung 

durch Modulbetreue-

rin/Modulbetreuer des 

zuständigen Lehrstuhls. 

• Online-Arbeitsgemein-

schaft zum Einüben der 

juristischen Fallbearbei-

tung 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen auf die 

Bearbeitung der digitalen Studien-

briefe im Selbststudium unter Nut-

zung des Betreuungsangebots.  

Für die Vorbereitung und Erbringung 

von Prüfungsleistungen werden 30 

Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen:  

 

Die Studierenden erhalten zunächst einen Überblick über das Datenschutzrecht, in welchem die 

Bedeutung des Datenschutzrechts, die verschiedenen Rechtsquellen des Datenschutzrechts im 

Mehrebenensystem, von Grundgesetz bis zur DSGVO und zum Völkerrecht, sowie die Systematik 

des Datenschutzrechts vermittelt werden. 

Ausgestattet mit den Grundfertigkeiten des Datenschutzrechts wird das erworbene Wissen zunächst 

durch eine rechtsvergleichende Betrachtung vertieft, wobei die Studierenden u.a. Grundwissen zum 

Datenschutzrecht in den USA erlangen und die internationale Dimension des Datenschutzrechts 

verinnerlichen.  

Das Wissen wird sodann angewendet, um die aktuellen Herausforderungen im Datenschutzrecht zu 

behandeln, hier wird insbesondere der datenschutzrechtliche Rahmen und -Umgang mit „Künstli-

cher Intelligenz“, „Big Data“ und „Blockchain-Technologie“ behandelt.  

Die Studierenden können nach erfolgreichem Abschluss des Moduls die Schutzgüter des Daten-

schutzrechts benennen, kennen die Grundstrukturen und Systematik des Datenschutzrechts im 

Mehrebenensystem und sind in der Lage einfache Sachverhalte des Datenschutzrechts in der Fallbe-

arbeitung und in der Praxis zu beurteilen. 

 

3 Inhalte:  
 

Das Modul Datenschutzrecht vermittelt die Grundzüge des Datenschutzrechts und konzentriert sich 

dabei auf Themen, die in der Praxis und Wissenschaft relevant und aktuell sind. Um der Natur des 

Datenschutzrechts als Querschnittsdisziplin gerecht zu werden, werden interdisziplinäre Bezüge auf-

gegriffen, zudem wird das notwendige technische Hintergrundwissen vermittelt. 

 

Kurseinheit 1: Einführung in das Datenschutzrecht 

 

Der Kurs beginnt mit einer Einführung, welche zunächst ein Grundverständnis von der Bedeutung 

von Daten in unserer Gesellschaft vermittelt. Im Folgenden wird die Geschichte des Datenschutz-

rechts behandelt, woran sich ein Überblick über die Rechtsquellen des Datenschutzrechts im 
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Mehrebenensystem anschließt. Diese umfasst insbesondere auch eine Behandlung der grundrecht-

lichen Dimension von Datenfragen. 

Darauf folgt eine Darstellung der wichtigsten Normen, der Prinzipien und der Rechtsbegriffe der 

DSGVO, wobei auch die wissenschaftlich hochaktuellen Fragen der Datenschutzaufsicht und nach 

kollektiven Bezügen des Datenschutzrechts behandelt werden.  

 

Kurseinheit 2: Vergleichendes Datenschutzrecht und neue Technologien 

 

In der zweiten Kurseinheit werden den Studierenden zunächst die internationale Dimension des 

Datenschutzrechts vermittelt und Datenschutznormen aus der ganzen Welt vorgestellt. Sodann er-

halten die Studierenden in einem ausführlichen Rechtsvergleich zum Recht der USA einen umfas-

senden Überblick über die vielfältigen Gesetze zum Datenschutz in den USA und vertiefen durch 

rechtsvergleichende Betrachtung das Wissen zum deutschen- und europäischen Datenschutzrecht. 

Zudem folgen Exkursionen zum Datenschutzrecht im UK und in China, zwei Länder in denen das 

Datenschutzrecht in jüngster Zeit großen Veränderungen unterlag. 

Der zweite Teil der Kurseinheit befasst sich sodann mit den aktuellen Herausforderungen des Da-

tenschutzrechts, hierbei werden die datenschutzrechtlichen Herausforderungen, die sich aus dem 

Einsatz von Blockchain-Technologien, Big Data und „Künstlicher Intelligenz“ ergeben, behandelt. 

 

Technisches Skript 

 

Zum Modulangebot gehört auch ein technisches Skript, welches den Studierenden ein breites Ver-

ständnis der einschlägigen Technologien und der technischen Aspekte von Datenverarbeitungen 

vermitteln soll, sodass diese die technischen Hintergründe der rechtlichen Probleme des Daten-

schutzrechts verstehen. Somit ist eine Belegung des Moduls auch ohne Vorwissen möglich.      

 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien:  

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitaler Studien-

briefe; Lernplattform Moodle. 

5 Teilnahmevoraussetzungen:  

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws; 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können; 

Die Bearbeitung des Moduls setzt Kenntnisse im Staats- und Verfassungsrecht sowie im Allgemeinen 

Verwaltungsrecht voraus. Eine Belegung sollte erst nach Abschluss der Module 55104 und 55111 

erfolgen. 

6 Prüfungsformen:  

Zweistündige Modulabschlussklausur (Präsenz) auf digitalen Endgeräten, die Fachwissen und Kom-

petenzen prüft. Die Klausur wird an ausgewählten Standorten in Deutschland angeboten. 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten:  

Bearbeitung des Moduls und Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 

Studiengang Rechtswissenschaft (Erste Juristische Prüfung) 

9 Stellenwert der Note für die Endnote:  

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende:  

Dr. Jonas Botta (Lehrstuhlvertreter) 
11 Sonstige Informationen:  

- 
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55216 Einführung in das Türkische Recht (Studienfahrt) 

Kennnummer 

55216 

Workload 

300 Stunden 

Credits 

10 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 

Angebots 

Einmal im Studien-

jahr  

Dauer 

1 Semester 

1 Lernmaterialien 

Ein kleines Wörterbuch zur 

weiteren Ergänzung wird vor 

Beginn der Veranstaltung per 

Mail versendet. Gesetzes-

texte können online herun-

tergeladen werden. 

Betreuungsformen 

Die Studierenden werden 

vor Ort in Istanbul von tür-

kischsprachigen Dozenten 

betreut. Die Vereinbarung 

der Hausarbeit erfolgt per 

Mail. 

Selbststudium 

 Zur Vorbereitung kann das zur Verfü-

gung gestellte kleine Wörterbuch be-

arbeitet werden. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 

Die Studierenden werden in die Lage versetzt, mit grundlegenden juristischen Fachtermini im tür-

kischen Recht umzugehen. Sie gewinnen nach der Veranstaltung einen Überblick über die Grund-

strukturen des türkischen Rechtssystems. 

3 Inhalte: 

Einführung in die türkische Rechtsordnung 

Einführung in das türkische Zivilrecht 

Einführung in das türkische Verfassungs- und Verwaltungsrecht 

Einführung in das türkische Straf- und Strafprozessrecht 

4 Lehrformen und Lehrmaterialien: 

Vorlesung in Präsenz; Gesetzestexte, Wörterbuch zur weiteren Ergänzung 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws. 

Grundkenntnisse der deutschen Rechtsordnung; Kenntnisse der türkischen Sprache (Vorlesungen 
finden auf Türkisch statt). 

6 Prüfungsformen: 

Hausarbeit 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Regelmäßige Teilnahme an allen Veranstaltungen sowie Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Bachelor of Laws 

Studiengang Master of Laws 

Studiengang Rechtswissenschaft (Erste Juristische Prüfung): als Fremdsprachennachweis i. S. v. § 7 

Abs. 1 Nr. 3 JAG NRW 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Osman Isfen 

11 Sonstige Informationen: 

Da die Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze begrenzt ist, findet beim Erreichen der Höchst-

teilnehmerzahl ein Auswahlverfahren unter allen geeigneten Bewerber/Innen statt. Die Kriterien des 

Verfahrens und die Fristen werden den Studierenden rechtzeitig in geeigneter Art und Weise be-

kannt gegeben. 
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55218 Public International Law 

Kennnummer 

55218 

Workload 

300 h 

Credits 

10 

Studiense-
mester 

2. o. 3. Se-
mester 

Häufigkeit des An-
gebots 

Jedes Semester 
Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Teil 1: The Sources of Public International Law (PIL) 

Teil 2: International Legal Personality 

Teil 3: The implementation of PIL I & II 

Teil 4: The Substance of PIL 

Modulabschlussprüfung  

Workload 

90 h 

20 h 

70 h 

30 h 

90 h 

Kreditpunkte 

3 

1 

2 

1 

3 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 
The purpose of this module is to introduce students to the basic elements of Public International 
Law (PIL) and acquaint them with some practical tasks of public international lawyering. 
Learning goals: 
After taking this course students will be able to produce plausible solutions to basic problems of 
Public International Law by using the language of the discipline in a technically correct manner. This 
involves the following: 

1. Critical understanding of basic international legal problems; 

2. Identification of relevant int’l legal rules and their position in domestic law; 

3. Legal nature, rights and duties of int’l legal persons; 

4. Identification and application of legal procedures relevant to a specific case. 

Alongside these general learning goals, students will be familiarized with specific tasks such as 

search and use of primary sources of PIL, search of literature, legal argumentation practice and 

advocacy skills through online dialogical presentations and debates, team-work through collabo-

rative learning, etc. 

3 Inhalte 

The module is divided into five chapters and an introduction arranged as follows: 

1. Introduction to the course. This part of the course gives students a brief overview of the 

past and present of PIL and introduces them to the rhetorical structure of international le-

gal argument. It also presents the course procedures. 

2. The sources of PIL. This chapter explains in detail the methods and procedures by which 

valid international legal norms are created. 

3. International Legal Personality. In this chapter students will find information about the 

norms and procedures through which international legal subjects are created and the 

rights and duties they bear. 

4. The Implementation of PIL I. This chapter presents the main mode of implementation of 

PIL, i.e. through the reception of PIL into national legal systems. 

5. The Implementation of PIL II. This chapter analyses the main international mechanisms of 

implementation of PIL in cases of controversy. 

6. The substance of PIL. In this chapter students get familiarized with the kind of substantive 

solutions contained in PIL and how they are generally produced. This is shown through 

two case studies: human rights law and the use of force in PIL. 

The five chapters are organized to cover the traditional contents of a general course of PIL while 

facilitating a better understanding of the main areas of doctrinal discourse (sources, process and 
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substance doctrines) in international law as a means to offering a more practical approach to inter-

national legal argumentation in the context of its proceduralization (David Kennedy, 1987). 

The structure of the module consists of two instructional components that is repeated in each of 

the chapters described. First, students receive a theoretical input through text, video and audio ma-

terials, including some external open access materials. This part is buttressed by examples from legal 

practice. The second instructional component consists of chapter assignments conceived to trans-

form the theoretical knowledge acquired into applied knowledge. Chapter assignments include hy-

pothetical cases, quizzes and online presentations by the students. 

4 Lehrformen 
Fernstudium unterstützt durch Online-Angebot der virtuellen Lernplattform Moodle und Adobe 
Connect. 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen 

Hausarbeit 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Bearbeitung des Moduls, Bestehen der Modulabschlussprüfung 

8 Verwendung des Moduls 
Studiengang Bachelor of Laws  
Studiengang Master of Laws  
Studiengang Rechtswissenschaft (Erste Juristische Prüfung): als Fremdsprachennachweis i. S. v. § 7 
Abs. 1 Nr. 3 JAG NRW 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Prof. Dr. Andreas Haratsch 

Dr. Juan J. Garcia Blesa 

11 Sonstige Informationen 

The module has been jointly developed by the FernUniversität in Hagen (Germany), the Open Uni-

versity (United Kingdom), the Universidad Nacional de Educación a Distancia (Spain), the National 

University of Kiev-Mohyla Academy (Ukraine) and the Open Universiteit of the Netherlands.  

It is fully taught in English, including the final assignment. 

Aside from the learning goals presented above, it helps students prepare to actively participate in 

the upcoming module 2 of the PIL programme consisting of a face-to-face moot court (summer 

school). 
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55222 Derecho Español 

Kennnummer 

55222 

Workload 

300 Stunden 

Credits 

10 

Studiensemester 

2. o. 3. Semester 

Häufigkeit des 

Angebots 

Jedes Semester  

Dauer 

1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

- Spanisches Verfassungs-
recht 

- Spanisches Bürgerliches 
Recht 

- Spanisches Strafrecht 
- Spanisches Zivil- sowie 

Strafprozessrecht 
  

Betreuungsformen 

• Virtuelle Lernumgebung 

Moodle für zeit- und 

ortsunabhängigen Aus-

tausch mit Lehrenden 

und Studierenden 

• Individuelle Betreuung 

durch Modulbetreue-

rin/Modulbetreuer des 

zuständigen Lehrstuhls. 

Selbststudium 

270 Arbeitsstunden entfallen auf die 

Bearbeitung der digitalen Studien-

briefe im Selbststudium unter Nut-

zung des Betreuungsangebots. 

  

Für die Vorbereitung und Erbringung 

von Prüfungsleistungen werden 30 

Arbeitsstunden angesetzt. 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen: 
Al final del curso, los estudiantes habrán adquirido: 
- Conocimientos básicos sobre las ramas fundamentales del ordenamiento jurídico español; 
- Comprensión general y perfeccionamiento del lenguaje jurídico español, así como del estilo y 

cultura jurídicas de España. 
3 Inhalte: 

Los contenidos del curso incluyen: 

• Derecho constitucional  
- La Constitución de 1978 
- Derechos fundamentales y libertades públicas 
- Poderes y órganos constitucionales 
- El Estado Autonómico 

• Derecho civil 
- Fundamentos del derecho civil 
- Derechos de la parsona 
- Obligaciones y contratos 
- Derechos reales 

• Derecho penal 
- Parte general – teoría del delito 
- Parte especial – delitos contra las personas 
- Caso práctico 

• Derecho procesal 
- Jurisdicción, acción y proceso. Principios procesales 
- Organización de los tribunales españoles 
- Los procediminetos penales y civiles más comunes 

 
 Lehrformen 

Fernstudium unterstützt durch Betreuungsangebote im Blended-Learning-Mix: Digitale Studien-

briefe; Lernplattform Moodle 

5 Teilnahmevoraussetzungen: 

Siehe § 4 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 
Belegung des Moduls erforderlich, um an der Modulabschlussprüfung teilnehmen zu können 

6 Prüfungsformen: 

Netzgestützte Arbeit oder Teilnahme an einer modulbegleitenden Prüfung 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Bearbeitung des Moduls sowie Bestehen der Modulabschlussprüfung. 

8 Verwendung des Moduls: 

Studiengang Bachelor of Laws 
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Studiengang Master of Laws 

Studiengang Rechtswissenschaft (Erste Juristische Prüfung): als Fremdsprachennachweis i. S. v. § 7 

Abs. 1 Nr. 3 JAG NRW 

9 Stellenwert der Note für die Endnote: 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung des Studienganges Master of Laws 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Dr. Juan J. Garcia Blesa 

Prof. Dr. Miguel Agudo Zamora 

11 Sonstige Informationen: 

Dieses Modul findet in spanischer Sprache statt. Es kann entweder im Studiengang Bachelor of Laws 

oder im Studiengang Master of Laws als Wahlmodul genutzt werden. Zugleich kann dieses Modul 

im Studiengang Rechtswissenschaft (Erste Juristische Prüfung) als Fremdsprachennachweis im Sinne 

von § 7 Absatz 3 Nr. 3 JAG NRW genutzt werden. 
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V. Wahlmodule der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 

32521 Finanz- und Bankwirtschaftliche Modelle 

Models in Banking Finance 

Modulnummer Workload Credits Häufigkeit des Angebots Dauer 

32521 300 h 10 jedes Semester  1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Einheit Titel Workload 

1 

2 

3 

Modelle mit symmetrischer Informationsverteilung 

Modelle mit asymmetrischer Informationsverteilung 

Investitionstheoretische Modelle 

100 h 

100 h 

100 h 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Mit dem Modul werden im Wesentlichen die folgenden Qualifikationsziele verfolgt: 

1. Die Studierenden sollen einige besonders einschlägige Modelle kennenlernen, deren Kennt-
nis für eigenständige Forschungsaktivitäten im Bereich der Bank- und Finanzwirtschaft zwin-
gend notwendig erscheint. Diese Zielsetzung trifft insbesondere auf das sogenannte FIS-

HER/HIRSHLEIFER-Modell, das DEAN-Modell, das HAX/WEINGARTNER-Modell, das MODIGLIANI/MIL-

LER-Modell, das Capital-asset-pricing-model, das Modell von Diamond (1984) und 
Breuer(1995) zu. 

2. Die Studierenden sollen einen Einblick in die Heterogenität bank- und finanzwirtschaftlicher 
Modelle erhalten. Mit diesem Einblick ist zwangsläufig verbunden, dass sie lernen, zwischen 
heterogenen Modellierungen umzudenken und die Grundstrukturen von Modellen und mo-
delltreibenden Annahmen (selbständig und rasch) zu erkennen. 

3. Die Studierenden sollen die Aussagegrenzen modellhafter Darstellungen und Analysen er-
kennen und einschätzen lernen. Dabei sollen sie insbesondere ein Gefühl für die Bedeutung 
unterschiedlicher Prämissen für die Modellergebnisse und damit für die Robustheit modell-
mäßig deduzierter Zusammenhänge und für die Übertragung der Modellergebnisse auf reale 
Zusammenhänge entwickeln. 

4. Durch die unter 1.-3. angeführten Qualifikationen sollen den Studierenden wichtige Grund-
lagen zur eigenständigen Kritik, Modifikation oder Entwicklung bank- und finanzwirtschaftli-
cher Beschreibungs- und Erklärungsmodelle vermittelt werden. Damit werden Grundfertig-
keiten für die Erstellung einer forschungsorientierten Masterarbeit und weiterführenden For-
schungsarbeiten vermittelt. 

Zur Orientierung der Studierenden sind allen Einheiten ausführliche Lehrzielkataloge vorange-
stellt.  

 

3 Inhalte 

Das Modul "Finanz- und bankwirtschaftliche Modelle" bietet einen Einblick in ausgewählte bank- 
und finanzwirtschaftliche Modelle, die wegen ihrer Modellergebnisse und/oder ihrer Modellie-
rungsansätze von herausragender Bedeutung sind.  
 

Einheit 1: Finanzmarktmodelle mit symmetrischer Informationsverteilung 

Schwerpunkte: Kapitalkostentheorie und CAPM 
 

Einheit 1 beschäftigt sich mit vier prominenten Modellansätzen zur Bewertung von Finanztiteln 
auf Märkten, die zwar durch Unsicherheit, aber durch symmetrische Information aller Akteure ge-
kennzeichnet sind. Behandelt werden das MODIGLIANI/MILLER-Modell, das „Capital Asset Pricing 
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Model“, das Binomialmodell und das BLACK/SCHOLES-Modell. Die Modelle werden dargestellt und 
insbesondere dahingehend problematisiert, dass sie eine klinische Welt abbilden, in der real be-
obachtbare Finanzierungsprobleme und Problemlösungsinstitutionen keine Existenzberechtigung 
haben. Sie implizieren somit eine Irrelevanzthese für die meisten real existierenden finanzwirt-
schaftlichen Institutionen und bilden einen wichtigen gedanklichen Ausgangspunkt für Existenzbe-
gründungen dieser Institutionen. 
 

Einheit 2: Finanzmarktmodelle mit asymmetrischer Informationsverteilung 

Schwerpunkte: Verdeutlichung von Gläubigerrisiken (allgemein) und von Delegationsrisiken sowie 
Informationsrisiken (speziell) anhand von Risikoprofilen und Verdeutlichung der 
Bedeutung von Informationsasymmetrien zwischen Geldgebern und Geldneh-
mern (Modell von Diamond (1984) und Breuer (1995)) 

 
Einheit 2 beschäftigt sich mit Gläubigerrisiken und ausgewählten Modellen zur Gestaltung von Fi-
nanzierungsbeziehungen auf Märkten, die sowohl durch Unsicherheit als auch durch asymmetri-
sche Information beteiligter Akteure gekennzeichnet sind. In den Kapiteln 2 und 3 werden die di-
versen von Gläubigern zu tragenden Risiken anhand sogenannter Risikoprofile untersucht, Delega-
tions- und Informationsrisiken im Kontext von Investitions- und Finanzierungsanreizen verdeutlicht 
und erste Überlegungen zur Lösung sogenannter „Asymmetrieprobleme“ durch die Gestaltung 
der Aufteilungsregel zukünftiger finanzieller Ansprüche vorgestellt. In den Kapiteln 4 und 5 wer-
den anschließend zwei Modelle von DIAMOND, zur Existenzberechtigung von Banken, und von 
BREUER, zum Einsatz von Reputation, behandelt. Verdeutlicht wird basierend auf diesen beiden 
recht unterschiedlich konstruierten Modellen insbesondere die hohe Bedeutung, die Informations-
asymmetrien für die Erklärung real anzutreffender finanzwirtschaftlicher Institutionen haben. Ver-
deutlicht wird aber auch, wie rigide die Prämissen dieser Modelle in anderen Prämissenbereichen 
bleiben und wie sensibel die Modellzusammenhänge mitunter auf Variationen dieser Prämissen 
reagieren können. 
 

Einheit 3: Investitionstheoretische Modelle 

Schwerpunkte: Modelle zur Separation von Konsum- und Investitionsentscheidungen, Überlegun-
gen zur Auswahl der in modellhafte Berechnungen einzubeziehenden Ausgangs-
größen, ausgewählte spezielle Planungsprobleme sowie Modelle zu simultanen 
Investitions- und Finanzierungsentscheidungen 

 
Im ersten Teil dieser Einheit wird eine Grundannahme zahlreicher investitionstheoretischer Kalküle 
problematisiert, nach der sich die originäre Zielsetzung der Nutzenmaximierung äquivalent durch 
das Ziel der Endvermögensmaximierung ersetzen lässt. Dieser insbesondere für die Delegation von 
Investitionsentscheidungen zentrale Zusammenhang wird anhand des Fisher-Modells formalisiert 
und anhand des darauf aufbauenden Hirshleifer-Modells problematisiert. Auf diese Weise werden 
wesentliche Voraussetzungen investitionstheoretischer Kalküle verdeutlicht. Im Anschluss wird den 
Fragen nachgegangen, welche Unterschiede sich einstellen, wenn statt Zahlungsgrößen Erfolgs-
größen als Basis für Kapitalwertermittlungen herangezogen werden und wie die für konkrete Be-
rechnungen benötigten Kalkulationszinssätze aus verfügbaren Marktdaten abgeleitet werden kön-
nen. Zum Abschluss des ersten Teils dieser Einheit wird auf Nutzungsdauerprobleme und Instituti-
onsketten als spezielle investitionstheoretische Planungsprobleme sowie auf einige grundlegende 
Überlegungen zur Konstruktion von Entscheidungskonzepten unter Berücksichtigung von Unsi-
cherheit eingegangen. 
 
Im zweiten Teil dieser Einheit wird eine weitere Grundannahme zahlreicher investitionstheoreti-
scher Kalküle problematisiert, nach der sich Investitionsentscheidungen isoliert von Finanzierungs-
entscheidungen und isoliert von anderen Investitionsentscheidungen treffen lassen. Im Rahmen 
des Einperiodenmodells von Dean und des Mehrperiodenmodells von Hax und Weingartner wird 
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diskutiert, welche zusätzlichen Planungsprobleme sich stellen und welche Problemlösungen ver-
fügbar sind, wenn Interdependenzen zwischen Investitionsprojekten und - wegen Kapitalmarktun-
vollkommenheiten - Interdependenzen zwischen Investitions- und Finanzierungsprojekten auftre-
ten. Im Zentrum der Überlegungen stehen neben der Verdeutlichung der Planungsprobleme und 
der Lösungsansätze die Interpretation und Problematisierung der im Rahmen dieser Lösungsan-
sätze abgeleiteten "endogenen" Zinssätze. Die Überlegungen erlauben eine gedankliche Einord-
nung der auf einzelne Investitionsprojekte fokussierten Entscheidungskalküle. 

4 Lehrformen 

Die Inhalte werden als schriftliches Studienmaterial präsentiert. Ergänzt wird dieses schriftliche 
Studienmaterial durch eine Übungssoftware zu ausgewählten investitionstheoretischen Fragestel-
lungen. Den Studierenden steht eine Moodle-Lernumgebung zur Verfügung.  

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Formal: Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges 

Inhaltlich:  Zwingende Voraussetzung für das inhaltliche Verständnis der Modulinhalte sind in-
vestitionstheoretische und finanzwirtschaftliche Grundkenntnisse, die in diversen 
einführenden Lehrbüchern zur Investitionstheorie und zur betrieblichen Finanzwirt-
schaft oder auch im Modul 31021 "Investition und Finanzierung" der FernUniversi-
tät in Hagen vermittelt werden. 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur  

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Die Leistungspunkte werden vergeben, wenn die Prüfungsklausur bestanden worden ist. 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Prüfungsklausur ist das Bestehen mindestens einer von 
zwei Einsendearbeiten. 

8 Verwendung des Moduls 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft  
Masterstudiengang Volkswirtschaft 
Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft für Ingenieur/-innen und Naturwissenschaftler/-innen 
Master of Laws 

Akademiestudium 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges  

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Univ.-Prof. Dr. M. Bitz 

11 Sonstige Informationen 

– 
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32591 Konzerncontrolling 

Controlling Multinational Corporations 

Modulnummer Workload Credits Häufigkeit des Angebots Dauer 

32591 300 h 10 jedes Semester  1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Einheit Titel Workload 

1 

2 

3 

Organisation des Konzerncontrollings 

Instrumente des Konzerncontrollings 

Risikocontrolling 

  75 h 

150 h 

  75 h 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Mit dem Modul werden die Studierenden durch die Vermittlung spezifischer betriebswirtschaftli-
cher Kenntnisse auf eine mögliche Controllingtätigkeit in Großunternehmen wie z. B. Konzernen 
oder Teilkonzernen vorbereiten.  

Im Einzelnen bedeutet dies, dass die Studierenden nach Abschluss des Moduls sowohl Elemente 
der Unternehmenssteuerung sowie der Organisation des zentralen und lokalen Konzerncontrol-
lings miteinander zu verbinden wissen, als auch die Anwendung bestimmter Instrumente des 
Konzerncontrollings vor dem Hintergrund des für die Gestaltung maßgebenden Kontextes detail-
liert diskutieren können. Zu diesem Zweck teilt sich das Modul zunächst in die beiden Einheiten 
„Organisation des Konzerncontrollings“ und „Instrumente des Konzerncontrollings“. Abschlie-
ßend befasst sich die Einheit „Risikocontrolling“ mit einem für einen Großkonzern immer wichti-
geren Aspekt der Unternehmenssteuerung, nämlich der Ermittlung und Quantifizierung operatio-
neller Risiken in den betrieblichen Teilbereichen. Nach Abschluss des Moduls sind die Studieren-
den dazu befähigt, im Konzerncontrolling bzw. Beteiligungscontrolling eines multinational agie-
renden Großunternehmens tätig zu sein. 

3 Inhalte 

Organisation des Konzerncontrollings (75 h) 

In diesem Studienbrief konzentrieren sich die Ausführungen auf eine erfolgreiche Gestaltung der 
konzerninternen Beziehungen zwischen dem zentralen und lokalen Controlling. Dargestellt wer-
den die wirkungsvolle Arbeitsteilung zwischen dem zentralen und lokalen Controlling und der für 
die Aufgabenerfüllung geeignete Einsatz von entsprechenden technokratischen, strukturellen 
und personellen Steuerungsinstrumenten vornehmlich in der Nutzungsphase einer Beteiligung 
bzw. Tochtergesellschaft. Dies geschieht vor dem Hintergrund der innerhalb des Konzerncontrol-
lings verfolgten Ziele und der Berücksichtigung maßgebender konzern- (z. B. Konzernstrategie 
und -organisationsform) und beteiligungsspezifischer Faktoren (z. B. Branche, Größe, Beteili-
gungslebensphase). Einführend werden die wichtigsten Begriffe des Konzerncontrollings vorge-
stellt und voneinander abgegrenzt. 

 

Instrumente des Konzerncontrollings (150 h) 

In diesem Lehrtext werden sowohl die in der Unternehmenspraxis am meisten verwendeten kapi-
talmarktorientierten als auch die ebenso wichtigen traditionellen, auf buchhalterischen Größen 
beruhenden Erfolgskennzahlen ausführlich dargestellt und kritisch erörtert. Zudem werden die 
Grundzüge der Bildung funktionaler und divisionaler Organisationsstrukturen und das Benchmar-
king-Konzept in Form eines konzernexternen Betriebsvergleiches erläutert. Den Abschluss der Ein-
heit bildet die Darlegung und Erläuterung der Funktion unterschiedlicher Verrechnungspreise. Ziel 
ist dabei aufzuzeigen, welche dieser jeweils mit Stärken und Schwächen versehenen Controlling-
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Instrumente zur Unternehmenssteuerung vor dem Hintergrund des jeweiligen Konzernkontextes 
herangezogen werden können. 

 

Risikocontrolling (75 h) 

In diesem Studienbrief wird sich ausführlich mit den wichtigsten in Theorie und Praxis angewand-
ten Instrumenten des Risikocontrollings befasst. Dabei werden die Funktionsweisen sowie Stärken 
und Schwächen der einzelnen Instrumente in zahlreichen Fallbeispielen anhand eines fiktiven mit-
telständischen Industrieunternehmens – die Morgengenuss GmbH – dargelegt. Der Schwerpunkt 
liegt in der detaillierten Erörterung folgender Instrumente zur Ermittlung und Quantifizierung von 
operationellen Risiken, wobei die mögliche Anwendung der Instrumente im Konzerncontrolling 
vor dem Hintergrund der Aggregationsproblematik operationeller Risiken diskutiert wird: Value-
at-Risk-Konzept, Indikator-Ansätze, Nutzwertanalyse, Baumanalyse und Monte-Carlo-Simulation. 

4 Lehrformen 

Fernstudium, ergänzt durch Mentoriate und Klausurvorbereitungen in einzelnen Studienzentren, 
Videokolloquien und eine allgemeine modulbezogene Moodle-Lernumgebung. Zusätzlich werden 
sukzessive Lehrvideos zu den einzelnen Einheiten in der Moodle-Lernumgebung zur Verfügung 
gestellt. 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Formal: Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges 
Inhaltlich:  Keine speziellen Voraussetzungen. Überdurchschnittlich gute Kenntnisse in Kos-

tenrechnung, Buchhaltung und Jahresabschluss sowie Organisation sind hilfreich, 
jedoch nicht zwingend notwendig zum Verstehen und Durcharbeiten der Lehr-
texte. 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur  

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Die Leistungspunkte werden vergeben, wenn die Prüfungsklausur bestanden worden ist. 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Prüfungsklausur ist das Bestehen mindestens einer  
von zwei Einsendearbeiten. 

8 Verwendung des Moduls 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 
Masterstudiengang Volkswirtschaftslehre 
Masterstudiengang Wirtschaftsinformatik 
Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft für Ingenieur/-innen und /Naturwissenschaftler/-in-
nen 
Master of Laws 
Akademiestudium 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges  

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Univ.-Prof. Dr. Jörn Littkemann 

11 Sonstige Informationen 

– 

 
  



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

70 

32651 Betriebliche Steuerplanung 

Business tax planning 

Modulnummer Workload Credits Häufigkeit des Angebots Dauer 

32651 300 h 10 jedes Semester 1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Einheit Titel Workload 

1 Betriebliche Steuerplanung 300 h 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Die Studierenden sind mit den Grundlagen der betrieblichen Steuerplanung vertraut, insb. mit 
den relevanten Handlungsmotiven, Zielen und Vorteilskriterien, mit der Modellierung von Steuer-
belastungen und mit der Bedeutung und der Ermittlung von Nettokalkulationszinssätzen. Die Stu-
dierenden können diese Grundlagen auf die gängigsten konstitutiven und funktionalen Unter-
nehmensentscheidungen anwenden: Dies sind insbesondere Entscheidungen zur Wahl und zum 
Wechsel der Rechtsform, zu Rechtsformkombinationen, zur Gruppenorganisation sowie Investiti-
ons- und Finanzierungsentscheidungen.  

Darüber hinaus sind die Studierenden mit den wesentlichen internationalen Aspekten der Besteu-
erung vertraut. 

3 Inhalte 

Der wichtigste Bestandteil dieser Moduleinheit ist das einleitende Kapitel 1, in dem die Grundla-
gen einer auf die Quantifizierung von Steuerbelastungen ausgerichteten betrieblichen Steuerpla-
nung erläutert werden.  

Im Anschluss daran werden die gängigsten konstitutiven und funktionalen Unternehmensent-
scheidungen aus steuerplanerischer Sicht erörtert. Vor steuerplanerischen Überlegungen werden 
dazu jeweils die notwendigen insb. steuerrechtlichen Kenntnisse vermittelt (bspw. bzgl. Um-
wandlungen) bzw. die vorhandenen Kenntnisse vertieft (bspw. bei der Rechtsformwahl). Daran 
schließen sich dann Ausführungen zur Steuerplanung an. Im Einzelnen folgen auf das erste Kapi-
tel Ausführungen zu:  

- Entscheidungen zur Wahl der Rechtsform: Es werden im Hinblick auf die Steuerbelastung 
Vorteilsvergleiche zwischen Personenunternehmen und Kapitalgesellschaften durchgeführt. 
Weiterhin werden bei Personenunternehmen und bei Kapitalgesellschaften Gestaltungsmaß-
nahmen zwischen der Gesellschaft und dem Gesellschafter untersucht.  

- Entscheidungen zum Wechsel der Rechtsform: Diskutiert werden die Umwandlung eines Ein-
zelunternehmens in eine Personengesellschaft (Mitunternehmerschaft), die Umwandlung ei-
nes Personenunternehmens in eine Kapitalgesellschaft, die Umwandlung einer Kapitalgesell-
schaft in ein Personenunternehmen sowie die Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in eine 
andere Kapitalgesellschaft. 

- Internationale Aspekte der Besteuerung: Auf abstrakter Ebene werden die möglichen unter-
schiedlichen Systeme der Unternehmensbesteuerung erläutert. Im Kontext einer möglichen 
Doppelbesteuerung wird der Begriff geklärt, um dann die Ursachen hierfür sowie die Metho-
den zu ihrer Vermeidung darzustellen. Beschrieben werden dann noch die Prinzipien des in-
ternationalen Steuerrechts, die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen aus deutscher Sicht so-
wie ausgewählte Direktinvestitionen. 
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- Entscheidungen zu Rechtsformkombinationen und zur Gruppenorganisation: Mit der GmbH 
& Co. KG und der Betriebsaufspaltung werden zwei wichtige gesellschaftsrechtliche Misch-
formen diskutiert. Außerdem erfolgt eine steuerplanerische Analyse der ertragsteuerlichen 
Organschaft. 

- Investitions- und Finanzierungsentscheidungen: Diskutiert werden Probleme der Einbeziehung 
der Besteuerung in Investitions- und Finanzierungsentscheidungen. In diesem Zusammenhang 
werden auch Probleme kombinierter Investitions- und Finanzierungsentscheidungen erörtert 
(Schütt-aus-Hol-zurück-Verfahren, Leasing). 

4 Lehrformen 

Fernstudium 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Formal: gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges 

Inhaltlich:  Zwingende Voraussetzung für dieses Modul sind Kenntnisse des Instrumentariums 
der betrieblichen Steuerpolitik, wie sie im Modul 31681 vermittelt werden. Für den 
Fall, dass Sie das Modul 31681 in der Vergangenheit noch nicht belegt haben, fin-
den Sie die benötigten (etwa 60) Seiten als PDF-Datei in der Moodle-Lernumgebung 
zu diesem Modul.  

Voraussetzung für dieses Modul sind außerdem Kenntnisse über die Grundlagen der 
Unternehmensbesteuerung, wie sie im Modul 31681 vermittelt werden. Sinnvoll sind 
des Weiteren Kenntnisse über die steuerliche Gewinnermittlung und deren Sonder-
probleme bei Personen- und Kapitalgesellschaften, wie sie im Modul 31691 vermit-
telt werden. 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Die Leistungspunkte werden vergeben, wenn die Prüfungsklausur bestanden worden ist. 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Prüfungsklausur ist das Bestehen mindestens einer von 
zwei Einsendearbeiten. 

8 Verwendung des Moduls 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 

Masterstudiengang Volkswirtschaft 

Masterstudiengang Wirtschaftsinformatik  

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft für Ingenieur/innen und Naturwissenschaftler/innen 

Master of Laws  

Akademiestudium 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges. 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Univ.-Prof. Dr. Stephan Meyering 

11 Sonstige Informationen 

Alte Klausuren und passenden Musterlösungen werden in der Moodle-Lernumgebung zu diesem 
Modul bereitgestellt. 
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32671 Zukunftsweisende Führung 

Future-oriented leadership 

Modulnummer Workload Credits Häufigkeit des Angebots Dauer 

32671 300 h 10 jedes Semester 1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Einheit Titel Workload 

1 

2 

3 

Perspektiven zukunftsweisender Führung 

Integrale Führung als Modell zukunftsweisender Führung 

Gender und Leadership 

125 h 

125 h 

  50 h 

2 Lernergebnisse (learning outcomes)/Kompetenzen 

Mit dem Modul werden die folgenden Qualifikationsziele verfolgt: 

• Führungskompetenz durch vernetztes Denken führungsrelevanter Zusammenhänge  

• spezifische Sach- und Fachkompetenzen und in Ergänzung dazu auch kritisches Orientie-
rungswissen 

• Fähigkeit zum multitheoretischen, mehrebenen-analytischen (vernetzten) sowie interdiszipli-
nären Denken bzw. Problemlösen 

• Reflexionsvermögen ggf. vorhandener eigener bzw. organisationaler und führungsspezifi-
scher Praxisbezüge sowie eine Sensibilität für die Anforderungen zeitgemäßer/zukunftswei-
sender Führung 

• Fähigkeit des Transfers theoretisch reflektierten Grundlagenwissens auf anspruchsvolle Pra-
xiszusammenhänge 

• Fähigkeit des Umgangs mit Komplexität und damit Gewandtheit im integralen Denken 

• Vorbereitung für die Entwicklung fachübergreifender Handlungskompetenzen (Fähigkeit zur 
aktiven Orientierung in unübersichtlichen Situationszusammenhängen und die Fähigkeit zum 
flexiblen, zielbewussten und situationsgerechten Handeln) 

• Vermögen, mit aktuellen Herausforderungen in Gesellschaft und Wirtschaft in ein konstrukti-
ves Verhältnis zu treten sowie Kompetenzen für reale Bewährungssituationen zu entwickeln 

• Befähigung, vielschichtige Probleme und Risiken wahrzunehmen, einzuschätzen und zu be-
werten sowie Handlungsspielräume und Entscheidungsalternativen verantwortungsvoll be-
stimmen zu können 

• Verständnis der Auswirkungen von Geschlechterdifferenzen und damit verbundenen sozialen 
Erwartungen auf Führung und Führungsbeziehungen.  

• Vermögen, auf das Geschlecht bezogene Formen der Diskriminierung in Führung und Füh-
rungsbeziehungen erkennen, analysieren und beurteilen zu können, sowie die Befähigung, 
diese und weiterführende intersektionale Zusammenhänge mit anderen zu interpretieren, zu 
diskutieren, bestenfalls weiter zu bearbeiten und anders auszurichten. 

• Befähigung, geschlechtsbezogene Einflussfaktoren auf Arbeit und Karriere zu bestimmen, 
einzuordnen, selbstkritisch zu überprüfen und zu werten, verbunden mit der Übernahme von 
Verantwortung für sich und einem über sich selbst hinaus reichendem Denken in sozialen 
Zusammenhängen, um solidarisch und nachhaltig mit anderen zusammenzuarbeiten. 

3 Inhalte 

1: Führung erregt in vielerlei Hinsicht Aufsehen. Sie verändert sich aber auch aufgrund gesell-
schaftlicher, ökonomischer und kultureller Entwicklungen ganz wesentlich. Insbesondere in der 
kritischen Führungsforschung hat dies zu einem Paradigmenwandel geführt. Dieser zeigt sich in 
einer Verschiebung von einer starren, objektivistischen Perspektive von Führung hin zu einer dy-
namischen Interaktions- und Beziehungsperspektive. Damit werden traditionelle, auf Individuen 
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zentrierte Führungsverständnisse herausgefordert und stärker das berücksichtigt, was eine Füh-
rungsbeziehung im Alltag des Organisationsgeschehens ausmacht. Hier setzen die Inhalte dieser 
Moduleinheit an. Nach einem Überblick zum paradigmatischen und methodologischen Hinter-
grund wird ein Verständnis von Führung als beziehungsbezogener Prozess entwickelt. Dabei 
wird die Geführtenperspektive gestärkt und näher beleuchtet, wie Führung auch positionsunge-
bunden (informell) entstehen und sich weiterentwickeln kann. Darauf aufbauend wird die Ent-
stehung und Ausgestaltung von Führungsprozessen aus der Gruppenperspektive beleuchtet. 
Dann rücken neue Formen gemeinschaftlicher Führung in den Mittelpunkt. Weiterhin wird ana-
lysiert, welche Bedeutung Kontexte für die interaktive Wahrnehmung und Gestaltung der Füh-
rungsbeziehung besitzen. Auf dieser Basis können eigene bisherige führungsbezogene Erfahrun-
gen kritisch mit neuesten, vielfach ungewöhnlichen Führungsperspektiven konfrontiert werden. 
Am Ende steht dann neben einer zukunftsfähigen Bewusstseinsbildung das erfolgreiche Füh-
rungshandeln. 

2: Um erfolgreich zu handeln, muss den sich in der Zukunft abzeichnenden Rahmenbedingun-
gen des Führungsgeschehens eine ausreichende Beachtung geschenkt werden. Insbesondere 
sind dabei organisationale Eigenheiten einzubeziehen. Somit muss eine zukunftsweisende Füh-
rung sowohl konzeptionell wie praktisch mit den jeweiligen Organisationserfordernissen und der 
spezifischen Organisationslogik aufs Engste verbunden sein. Hier setzt das integrale Führungs-
modell an, das in dieser Moduleinheit vorgestellt wird. Es erfasst Führungsprobleme in Organisa-
tionen aus einer übergeordneten, integrierenden Perspektive und zeigt ebensolche Lösungsbei-
träge auf. Dadurch kann nicht nur die Rolle der Führung im organisationalen Zusammenhang 
besser verstanden und gestärkt, sondern auch den Herausforderungen zukunftsorientierter Or-
ganisationsgestaltung wirkungsvoller begegnet werden. Mehrere Fallstudien helfen dabei, das 
Potenzial einer organisational-integral gedachten und praktisch betriebenen Führung nachvoll-
ziehen zu können. 

3: Frauen sind in Führungspositionen nach wie vor unterrepräsentiert, ebenso werden nicht-bi-
näre Menschen und nicht-heterosexuelle Personen oftmals marginalisiert. Diskriminierung auf-
grund des Geschlechts – und der damit verbundenen Sexualität – ist auf allen Karriere-Stufen 
anzutreffen und führt gerade Führungskarrieren in ein „Labyrinth“. Wer an Führung denkt, 
denkt (noch) an einen Mann. Dieser Teil erklärt unsichtbare Barrieren in der Arbeitswelt: Ge-
schlechterstereotype und Rollenbilder bevorzugen bestimmte Personen. Aber auch die Sprache 
beeinflusst, wie wir uns Führung vorstellen können – und wie nicht. Dazu gehören subtile For-
men der Hass-Sprache, wohlwollender Sexismus, Frauenfeindlichkeit von Frauen und Vorstellun-
gen des neoliberalen Feminismus. Die Führungsforschung hat das Thema Gender lange ignoriert 
und suggeriert, Führung und Organisationen seien neutral und ohne Geschlecht. Jedoch haben 
alle Menschen ein Geschlecht und dieses beeinflusst ihr Arbeitsleben und das Thema Leadership. 
Vor diesem Hintergrund gibt diese Einheit Theorien und Methoden an die Hand, um Gender in 
Führung und Führungsbeziehungen zu verstehen, zu analysieren, durchdacht zu gestalten und 
selbstbestimmt zu verhandeln. 

4 Lehrformen 

Fernstudium (zusätzlich unterstützt durch Online-Angebote der Lernplattform „Moodle“) 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Formal: Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges 
Inhaltlich:  Hilfreich, jedoch nicht zwingend notwendig für das Verständnis der Inhalte sind 

Grundkenntnisse aus den Bachelor-Modulen 31701 (Personalführung/Leadership) 
und 31711 (Verhalten in Organisationen/Organizational Behavior). 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 
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Die Leistungspunkte werden vergeben, wenn die Prüfung bestanden worden ist. Voraussetzung 
für die Teilnahme an der Prüfungsklausur ist das Bestehen mindestens einer von zwei Einsende-
arbeiten. Pro Semester wird in dem Modul „32671 Zukunftsweisende Führung“ nur eine Einsen-
dearbeit angeboten. Die Angabe von zwei Einsendearbeiten bezieht sich somit auf ein Studien-
jahr. 

8 Verwendung des Moduls 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 

Masterstudiengang Wirtschaftsinformatik 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft für Ingenieur/-innen und Naturwissenschaftler/-in-
nen 

Master of Laws 

Akademiestudium 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges  

1
0 

Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Univ.-Prof. Dr. Jürgen Weibler 

1
1 

Sonstige Informationen 

– 
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32781 Rechnungslegung 

Accounting 

Modulnummer Workload Credits Häufigkeit des Angebots Dauer 

32781 300 h 10 jedes Semester  1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Einheit Titel Workload 

1 

2 

3 

Bilanztheorie 

Bilanzpolitik und Bilanzanalyse: Grundlagenteil 

Bilanzpolitik und Bilanzanalyse: Anwendungsteil 

150 h 

  75 h 

  75 h 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

Moduleinheit „Bilanztheorie“:  

• Die Studierenden kennen den Begriff der Bilanz und damit zusammenhängende Begriffe 
sowie den Vermögens-, den Schulden- und den Gewinnbegriff, das Periodisierungsprinzip 
und Eigenkapitaldefinitionen. Sie können diese Begriffe und Definitionen sowie die zwi-
schen diesen bestehenden Interdependenzen darstellen und erläutern.  

• Die Studierenden sind mit wichtigen Bilanztheorien vertraut, insbesondere mit der stati-
schen, der dynamischen und der organischen Bilanztheorie. Sie können deren Charakteris-
tika im Hinblick auf die Bilanzierung dem Grunde, der Höhe und dem Ausweis nach sowie 
im Hinblick auf die Gewinn- und Verlustrechnung darstellen und erläutern.  

• Die Studierenden kennen den theoretischen Hintergrund der zweckorientierten Bilanzthe-
orie. Sie können ausgewählte Bilanzzwecke im Hinblick auf die Bilanzierung dem Grunde, 
der Höhe und dem Ausweis nach sowie im Hinblick auf die Gewinn- und Verlustrechnung 
darstellen und erläutern. Zudem kennen die Studierenden gängige Bilanzrechtstheorien 
sowie den Zusammenhang zwischen diesen Theorien und den klassischen Bilanztheorien. 

Moduleinheiten „Bilanzpolitik und Bilanzanalyse“:  

• Die Studenten verstehen die Hintergründe bilanzpolitischer Motivation und erwerben 
Kenntnisse über die verschiedenen bilanzpolitischen Instrumente sowie über deren An-
wendung. Sie kennen die hierfür spezifischen Fachtermini und können mit dieser umge-
hen. 

• Die Studenten können die generellen Möglichkeiten der Aufdeckung bzw. Enthüllung bi-
lanzpolitischer Maßnahmen mittels der Bilanzanalyse zielorientiert einschätzen. 

• Die Studenten (er-)kennen die Quellen und Methoden der bilanzanalytischen 
Informationsgewinnung und vor allem deren Grenzen und lernen die auf Basis einer 
Bilanzanalyse gewonnenen Informationen sinnvoll zu interpretieren. 

3 Inhalte 

Moduleinheit „Bilanztheorie“ 

Mal angenommen, die Studierenden der FernUniversität in Hagen würden umfassende Bilanz-
kenntnisse anstreben und es gäbe an der FernUniversität in Hagen zu jeder denkbaren Bilanzart 
ein entsprechendes Modul bzw. eine entsprechende Moduleinheit. Dann würden die maximale 
Studiendauer und die Zahl der in einem Semester sinnvoll belegbaren Module zwei Engpässe dar-
stellen, aufgrund derer die Studierenden selbst dann keinen Zugang zu jeder Bilanzart finden 
dürften, wenn dieser tatsächlich angestrebt würde (dabei wurden länderspezifische Besonderhei-
ten noch gar nicht berücksichtigt). Abgesehen davon, dass an der FernUniversität in Hagen nicht 



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

77 

zu jeder denkbaren Bilanzart ein entsprechendes Modul bzw. eine entsprechende Moduleinheit 
existiert, müssten sich die Studierenden auf Grund der beiden genannten Engpässe für eine mehr 
oder minder große Auswahl an Bilanzarten entscheiden. Im Hinblick auf eine spätere Anwendung 
der erworbenen Bilanzkenntnisse würde dabei die Gefahr bestehen, dass die Entscheidung auf 
die falsche(n) Bilanzart(en) fällt. Dieser Gefahr wird in der Moduleinheit „Bilanztheorie“ dadurch 
begegnet, dass sich dieser nicht auf eine bestimmte Bilanzart konzentriert. Vielmehr wird der Zu-
gang zum Thema Bilanzen auf einer abstrakten, theoretischen Ebene gesucht. Hierdurch sollen 
die Studenten lernen, sich jeder denkbaren Bilanz zu nähern – sei es bspw. als derjenige, der die 
Bilanz zu erstellen hat, oder als derjenige, der eine Bilanz analysiert.  

In der Moduleinheit „Bilanztheorie“ werden zunächst der Begriff der Bilanz und wichtige damit 
im Zusammenhang stehende Begriffe erläutert. Dem folgen mit dem Vermögens-, dem Schulden- 
und dem Gewinnbegriff, dem Periodisierungsprinzip sowie der Eigenkapitaldefinition maßgebli-
che Parameter für die Ausgestaltung einer Bilanz. Das grundlegende Verständnis dieser Begriffe 
sowie der zwischen den Begriffen bestehenden Interdependenzen ist notwendig, um wichtige 
klassische Bilanztheorien und Bilanzrechtstheorien erschließen zu können. Die klassischen Bi-
lanztheorien, d. h. die statische, die dynamische und die organische Bilanztheorie, werden im An-
schluss dargestellt und erläutert. Anschließend folgt ein Kapitel zur zweckorientierten Bilanztheo-
rie, die auch als funktionsanalytische oder moderne Bilanztheorie bezeichnet wird. Abgerundet 
wird die Moduleinheit durch ein Kapitel zu Bilanzrechtstheorien. Neben der Darstellung gängiger 
Bilanzrechtstheorien werden dort der Zusammenhang zwischen diesen Theorien und den klassi-
schen Bilanztheorien sowie Bezüge zum aktuellen Handelsrecht aufgezeigt. Damit stellt die Mo-
duleinheit eine gute theoretische Basis für die weiteren Einheiten des Moduls („Bilanzanalyse und 
Bilanzpolitik“) dar. 

Moduleinheiten „Bilanzpolitik und Bilanzanalyse“ 

Unternehmen stehen zahlreiche Instrumente zur Verfügung, um den Jahresabschluss und den La-
gebericht nach bestimmten Zielvorstellungen zu beeinflussen. Hierbei wird von der Bilanzpolitik 
bzw. von bilanzpolitischen Maßnahmen gesprochen. Die Moduleinheiten vermitteln in anschauli-
cher Weise, dass ein solches – von den Unternehmen regelmäßig praktiziertes – Vorgehen die 
Aussagekraft der publizierten Informationen und somit die Ergebnisse der Bilanzanalyse erheblich 
beeinflusst. Das Studium der Lehrbriefe soll Sie befähigen, Jahresabschlüsse und Lageberichte 
sinnvoll zu interpretieren und im Hinblick auf deren Aussage(kraft) zu untersuchen. 

Hierfür werden zunächst die theoretischen Grundlagen der „Bilanzanalyse“ erläutert und an-
schließend das Prinzip einer bewährten Methodik der Bilanzanalyse allgemeingültig – d. h. zu-
nächst ohne spezifizierte Analyseziele – skizziert. In diese Methodik werden die Bilanzpolitik und 
deren Analyse integriert, weil Analysten sich mit der Beeinflussung der ihnen vorliegenden Publi-
kationen intensiv beschäftigen müssen. Darauf aufbauend wird das vorgestellte allgemeine Mo-
dell durch konkrete bilanzanalytische Zielsetzungen spezifiziert. In diesem Zusammenhang wer-
den die diesbezüglich zur Verfügung stehenden Instrumente kritisch gewürdigt. Begleitet wird 
die Lehre durch zahlreiche Beispiele und Übungsaufgaben, so dass die Studenten ihr Wissen ste-
tig überprüfen und fortwährend verbessern können und sollen. Insgesamt richten sich die Modu-
leinheiten an alle betriebswirtschaftlich interessierten Teilnehmer, die im Hinblick auf die Informa-
tionen von Jahresabschlüssen theoretisch fundiert sensibilisiert werden sowie ein Verständnis für 
die Zusammenhänge der Unternehmenspolitik, der (manipulativen) Jahresabschlusserstellung 
(also der Bilanzpolitik) und der (analytischen) Dekodierung der darin verschlüsselten Informatio-
nen (also der Bilanzanalyse) entwickeln wollen.  

Die Inhalte werden anhand der Normen der nationalen Rechnungslegung (HGB) erläutert. Soweit 
wesentliche Unterschiede bezüglich der internationalen Rechnungslegung (IFRS) zu beachten 
sind, wird auf diese an entsprechender Stelle eingegangen. 

4 Lehrformen 
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Das Modul gliedert sich in drei Moduleinheiten zu folgenden Inhalten: 

• Bilanztheorie 

• Bilanzpolitik und Bilanzanalyse: Grundlagenteil 

• Bilanzpolitik und Bilanzanalyse: Anwendungsteil. 

Die drei Moduleinheiten werden durch den Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre, insb. Betriebs-
wirtschaftliche Steuerlehre, (verantwortlich für die Moduleinheit „Bilanztheorie“) sowie durch 
den Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre, insbesondere Wirtschaftsprüfung, (verantwortlich für 
die Moduleinheiten zur Bilanzpolitik und Bilanzanalyse) als schriftliches Studienmaterial präsen-
tiert und sind didaktisch so aufbereitet, dass sie von den Studenten in freier Zeiteinteilung und 
Ortswahl selbstständig bearbeitet werden können. 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

 Formal: Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges 

Inhaltlich:  Keine speziellen Voraussetzungen 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur  

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Die Leistungspunkte werden vergeben, wenn die Prüfungsklausur bestanden worden ist. 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Prüfungsklausur ist das Bestehen mindestens einer von 
zwei Einsendearbeiten. 

8 Verwendung des Moduls 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 

Master of Laws 

Akademiestudium 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges  

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

o. Univ.-Prof. Dr. Gerrit Brösel/o. Univ.-Prof. Dr. Stephan Meyering 

11 Sonstige Informationen 

– 
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32841 Wirtschaftsprüfung 

Auditing 

Modulnummer Workload Credits Häufigkeit des Angebots Dauer 

32841 300 h 10 jedes Semester  1 Semester 

1 Lehrveranstaltungen 

Einheit Titel Workload 

1 

2 

3 

Grundlagen und institutionelle Aspekte 

Funktionelle Aspekte: Prüfungsarten und Prüfungsprozess 

Funktionelle Aspekte: Besondere Prüfungsobjekte und prüfungsfremde 
Tätigkeiten 

  90 h 

160 h 

  50 h 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) / Kompetenzen 

• Die Modulabsolventen kennen die charakteristischen Merkmale der Berufsstände des wirt-
schaftlichen Prüfungswesens sowie die diesbezüglichen Entwicklungen in Theorie und Praxis. 

• Die Modulabsolventen sind in der Lage, die Berufsgrundsätze im wirtschaftlichen Prüfungswe-
sen zu benennen und zu erläutern. 

• Die Modulabsolventen kennen die Standes- und Fachorganisationen, die Grundsätze ord-
nungsgemäßer Prüfung, die Verantwortlichkeiten im wirtschaftlichen Prüfungswesen sowie 
die Maßnahmen der Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle. 

• Die Modulabsolventen kennen grundlegende Entscheidungsprobleme einer erwerbswirt-
schaftlichen Prüfungsunternehmung sowie diesbezügliche Lösungsansätze. 

• Die Modulabsolventen kennen den geschäftsrisikoorientierten Prüfungsansatz. 

• Die Modulabsolventen kennen die Charakteristika und Vorgehensweisen von wesentlichen 
freiwilligen und gesetzlichen Prüfungen. 

• Die Modulabsolventen wissen, wie bei der Auftragsannahme, der Prüfungsplanung sowie der 
Prüfungsdurchführung vorzugehen ist. 

• Die Modulabsolventen wissen, wie Prüfungsurteile zustande kommen und wie Prüfungser-
gebnisse kommuniziert werden. 

• Die Modulabsolventen kennen ausgewählte besondere Prüfungsobjekte sowie die 
Sachverständigen- und Treuhandtätigkeiten, denen die Berufsvertreter nachgehen können. 

3 Inhalte 

In der ersten Einheit erfolgt eine Darstellung der grundlegenden Aspekte des wirtschaftlichen Prü-
fungswesens sowie der institutionellen Grundlagen. Hierbei werden die Formen der Berufsaus-
übung, die Anerkennung in den Berufsständen sowie die wesentlichen Standes- und Fachorgani-
sationen  
thematisiert. Anschließend werden die allgemeinen Berufsgrundsätze im wirtschaftlichen Prü-
fungswesen und die Grundsätze ordnungsgemäßer Prüfung vorgestellt. Die Darstellung der Ver-
antwortlichkeiten im wirtschaftlichen Prüfungswesen, der Qualitätssicherung und -kontrolle sowie 
der grundlegenden Entscheidungsprobleme der erwerbswirtschaftlichen Prüfungsunternehmung 
schließen die erste Einheit inhaltlich ab. 

Die zweite Einheit widmet sich den Prüfungsarten und dem Prozess der Prüfung. Es erfolgt eine 
Darlegung von wesentlichen freiwilligen und gesetzlichen Prüfungen. Anschließend werden von 
der Auftragsannahme und Prüfungsplanung über die eigentliche Prüfungsdurchführung bis hin 
zur Urteilsfindung und Dokumentation alle Teilbereiche des Prüfungsprozesses behandelt, wobei 
den Ausführungen der geschäftsrisikoorientierte Prüfungsansatz zugrunde gelegt wird. 
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Die letzte, dritte Einheit beschäftigt sich darüber hinaus mit besonderen Prüfungsobjekten sowie 
der Sachverständigen- und Treuhandarbeit. 

Zielsetzung dieses Moduls ist die Vermittlung einer soliden Wissensbasis hinsichtlich des wirt-
schaftlichen Prüfungswesens. Die in diesem Modul vermittelten Kenntnisse sind nicht nur hilfreich 
zur Vorbereitung auf eine Tätigkeit im Bereich der Wirtschaftsprüfung, sondern können vielmehr 
auch für Anwender in angrenzenden Fachgebieten, z. B. der internen Revision, der Rechnungsle-
gung und des Controllings, von Bedeutung sein. 

4 Lehrformen 

Das Modul besteht aus Fernstudienmaterial. Das Modul wird durch den Lehrstuhl für Betriebs-
wirtschaftslehre, insbesondere Wirtschaftsprüfung, als schriftliches Studienmaterial präsentiert 
und ist didaktisch so aufbereitet, dass es von den Teilnehmern in freier Zeiteinteilung und 
Ortswahl selbstständig bearbeitet werden kann. 

5 Teilnahmevoraussetzungen 

Formal: Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges. 

Inhaltlich:  Modulteilnehmer sollten über ein grundlegendes Verständnis der Buchführung 
und der Bilanzierung verfügen.  

Dies setzt zumindest den erfolgreichen Abschluss des A-Moduls 31011 „Externes 
Rechnungswesen“ im Bachelorstudium an der FernUniversität in Hagen oder 
vergleichbarer Angebote an anderen Bildungseinrichtungen voraus. Zudem sind 
grundlegende Statistikkenntnisse empfehlenswert. 

6 Prüfungsformen 

Zweistündige Abschlussklausur. 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Die Leistungspunkte werden vergeben, wenn die Prüfungsklausur bestanden worden ist. 
Vorausset-zung für die Teilnahme an der Prüfungsklausur ist das Bestehen mindestens einer von 
zwei Einsende-arbeiten. 

8 Verwendung des Moduls 

Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft 
Masterstudiengang Wirtschaftsinformatik 
Masterstudiengang Volkswirtschaft 
Masterstudiengang Wirtschaftswissenschaft für Ingenieur/-innen und Naturwissenschaftler/-innen 
Master of Laws 

Akademiestudium 

9 Stellenwert der Note für die Endnote 

Gemäß Prüfungsordnung des jeweiligen Studienganges. 

10 Modulbeauftragte/r und hauptamtlich Lehrende 

Univ.-Prof. Dr. Gerrit Brösel 

11 Sonstige Informationen 

– 

 
  



RECHTSWISSENSCHAFTLICHE 

FAKULTÄT 

 

 
 

81 

VI. Masterarbeit 

Masterarbeit 

Kennnummer 

 

Workload 

600 h 

Credits 

20 

Studiensemester 

3. Semester 

Häufigkeit des An-

gebots 

Jedes Semester 

Dauer 

1. Semester 

1 Lehrveranstaltungen Workload 

600 h 

Kreditpunkte 

20 

2 Lernergebnisse (learning outcomes) 

In der Masterarbeit zeigt der Prüfling, dass er in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein komplexes 

Problem aus einem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Mit der Masterarbeit 

erlernen die Teilnehmenden die Erarbeitung einer der Tragweite des Problems angemessenen Lösung unter 

Berücksichtigung verschiedenster Lösungsansätze und des Einsatzes wissenschaftlicher Quellen. 

3 Inhalte 

Das Thema der Masterarbeit wird individuell bestimmt. 

4 Lehrformen 

Die Teilnehmenden erstellen unter Betreuung der hauptamtlich Lehrenden eine schriftliche Arbeit. Der Umfang 

der Masterarbeit soll maximal 150.000 Zeichen einschließlich Leerzeichen und Fußnoten (75 Seiten) zuzüglich 

Deckblatt, Inhalts- und Literaturverzeichnis betragen. 

5 Teilnahmevoraussetzung 

Siehe §16 der Prüfungsordnung für den Studiengang Master of Laws 

6 Prüfungsform 

Schriftliche Arbeit 

7 Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten 

Die Masterarbeit muss mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet worden sein. 

8 Verwendung des Moduls 

Studiengang Master of Laws 

9 Stellenwert der Note in der Endnote 

Siehe § 20 der Prüfungsordnung für den Studiengang Master of Laws 

10 Modulbeauftragte und hauptamtlich Lehrende 

Siehe § 6 Abs. 2 der Prüfungsordnung für den Studiengang Master of Laws 

11 Sonstige Informationen 

Die Bearbeitungszeit beträgt gem. § 17 Abs. 4 der Prüfungsordnung für den Studiengang Master of Laws 18 

Wochen. 

 


